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Beginn: 9.31 Uhr

Präsident Michael Müller: Sehr geehrte Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne
die 963. Sitzung des Bundesrates.

Meine Damen und Herren, die heutige Sitzung
steht unter einer besonderen und wichtigen Über-
schrift: dem Gedenken an die Opfer des nationalso-
zialistischen Völkermordes an den Sinti und Roma
sowie an der Gruppe der Jenischen und anderer
Fahrender.

Aus diesem besonderen Anlass darf ich meine
Worte mit einem Zitat von Otto  R o s e n b e r g  be-
ginnen. Dem Mann, der die Gräuel von Auschwitz,
Buchenwald, Dora und Bergen-Belsen überlebte und
der nach Berlin zurückkehrte. Der seine KZ-Nummer
auf seinem Arm mit einer Tätowierung, einem Engel,
überdeckte, weil sie ihn immer verfolgte. Und der
sagte:

Jetzt ist ein Engel da, der schützt davor, dass
sich all die schlimmen Dinge, die damals pas-
sierten, wiederholen.

Otto Rosenberg hat sich zeitlebens für die Aner-
kennung des Völkermords an den Sinti und Roma
und ihre Rechte eingesetzt. Als langjähriger Vorsit-
zender des Landesverbandes Deutscher Sinti und
Roma Berlin-Brandenburg ist er vielen Menschen in
Berlin und darüber hinaus in nachdrücklicher Erin-
nerung – auch durch seinen Einsatz für die Errich-
tung einer Gedenk- und Erinnerungsstätte am Ort
des ehemaligen Lagers in Berlin-Marzahn.

Seine Tochter und jetzige Landesvorsitzende Petra
Rosenberg trägt sein Vermächtnis weiter. Ich möchte
Sie,  liebe  Frau  Rosenberg,  herzlich  begrüßen. Eben-
so den Vorsitzenden des Zentralrats Deutscher Sinti
und Roma, Romani R o s e , den stellvertretenden
Vorsitzenden des Verbandes der Jenischen, Herrn
H o h n s t e i n , Herrn  A b e l  vom Verband der Je-
nischen und viele weitere Vertreterinnen und Vertre-
ter, Angehörige und Gäste. Herzlich willkommen!

(Beifall)

Die berührenden Worte von Otto Rosenberg stehen
stellvertretend für das unfassbare Leid von über einer
halben Million Sinti und Roma, die aus perfiden und
menschenverachtenden Gründen verfolgt, gedemü-
tigt und ermordet wurden. 

Sinti und Roma fielen wie Juden unter die Nürn-
berger Rassengesetze von 1935 – Unrechtsgesetze,
die der beginnenden Verfolgung den Anstrich von
Legitimität verleihen sollten. Diese Entrechtung der
Sinti und Roma wurde zu einer weiteren, radikalen
Wegmarke einer langen Geschichte von Ausgren-
zungen und Diskriminierungen. Zu Recht wies der
Sinto Zoni  W e i s z  in seiner Rede zum Gedenktag
für die Opfer des Nationalsozialismus im Jahr 2011
darauf hin. Das war „nichts Neues“, so sagte er, „…
seit Jahrhunderten wurden wir verfolgt und ausge-
schlossen“. 

Die Nationalsozialisten knüpften in ihrer Rassen-
ideologie an alte Feindbilder und über mehrere Jahr-
hunderte geprägte Vorurteile an. Darauf fußte ihre
Rassenideologie, die zum Bestimmungsfaktor von
Verfolgung und Vernichtung wurde. Lassen Sie mich
hier nur wenige Stationen der Verfolgungsgeschichte
der Sinti und Roma nennen!

1938 befahl Heinrich Himmler die systematische
Erfassung und Einstufung der Sinti und Roma nach
Mustern, die das Schicksal der Menschen bestimm-
ten. Vorausgegangen war eine Vielzahl von Ge-
setzen, die ihnen die Lebensgrundlage entzogen. In
vielen Städten begannen Verfolgungsmaßnahmen,
wovon auch Angehörige der eigenständigen Opfer-
gruppe der Jenischen und andere Fahrende betroffen
waren. Es entstanden sogenannte Zigeunerlager, wo
Menschen zusammengepfercht und weggesperrt
wurden. In Berlin gipfelte diese Menschenverach-
tung in der Maxime, das Stadtbild für die Olympi-
schen Spiele von 1936 „zigeunerfrei“ zu halten.

In den Konzentrationslagern wie Buchenwald, Da-
chau und Sachsenhausen wurden „Arbeitslager“ ein-
gerichtet, wo Sinti und Roma unter erbärmlichsten
Umständen Zwangsarbeit leisten mussten. An ande-
ren Orten entstanden Gettos, die später vielfach zum
Ausgangspunkt für Deportationen wurden. Diese er-
folgten ab Mai 1940 in die vielen Konzentrationslager
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der besetzten Gebiete in Osteuropa und wurden mit
dem Überfall auf die Sowjetunion im Juni 1941 auf
weitere Gebiete ausgeweitet.

Mit den 1942 begonnenen Massendeportationen
wurden die Konzentrations- und Vernichtungslager
für Millionen Menschen zu Orten der Qual, des
Elends und des Todes. Am 16. Dezember 1942, also
morgen vor 75 Jahren, folgte der sogenannte „Ausch-
witz-Erlass“ durch Heinrich Himmler. Hierin wurde
die Deportation der innerhalb des Deutschen Reiches
lebenden Sinti und Roma angeordnet. Das Ziel war
ihre komplette Vernichtung. Wie wir wissen, wurden
mehr als 500 000 Sinti und Roma ermordet.

Meine Damen und Herren, die nur wenigen hier
genannten Stationen der Verfolgungsgeschichte ver-
mögen es kaum, uns einen Eindruck vom Ausmaß
des Leids zu vermitteln. Und doch ist es wichtig.
Denn: Gedenken ist Bekenntnis zur eigenen Ge-
schichte. 

Und: Wir müssen um die historischen Ereignisse
wissen, wir müssen die Erinnerung daran wachhal-
ten, und wir müssen sie weitertragen. Denn mit dem
Gedenken ist auch Verantwortung verbunden – für
die Zukunft und für das Hier und Heute. 

Der israelische Historiker Yehuda  B a u e r  sprach
in seiner Rede zum Gedenktag für die Opfer des Na-
tionalsozialismus 1998 davon, wie wichtig ihm war zu
vermitteln, dass sich solche Gräuel nicht wiederholen
dürfen:

Du, deine Kinder und Kindeskinder sollen nie-
mals Täter werden. Du, deine Kinder und Kin-
deskinder dürfen niemals Opfer sein. Du, deine
Kinder und Kindeskinder sollen niemals, aber
auch niemals passive Zuschauer sein bei Mas-
senmord, bei Völkermord und

– wir hoffen, dass es sich nicht wiederholt –

bei holocaustähnlichen Tragödien.

Meine Damen und Herren, dieser Auftrag ist uni-
versell. Er richtet sich an alle Menschen – hier und
auf der ganzen Welt. Und dieser Auftrag ist zeitlos
und örtlich völlig ungebunden. Er gilt hier wie dort,
gestern wie heute und morgen.

Ich betone diesen Zusammenhang bewusst; denn
wir leben in Zeiten, wo wir uns erneut verständigen
müssen: in welcher Gesellschaft wir leben wollen
und wie wir uns zu den Herausforderungen unserer
Zeit stellen – Integration, Wachstum, Globalisierung,
Digitalisierung. Und es ist wichtig, welche Antworten
wir darauf finden.

Wir erleben, dass es in europäischen Nachbarlän-
dern zu einer deutlichen Zunahme rechtspopulisti-
scher Parteien kommt. Und auch bei uns werden
diese Stimmen mit ihrem Einzug in viele Länderpar-
lamente und in den Bundestag lauter. Aber ich sage
Ihnen auch, dass das nicht die Mehrheit in der Ge-
sellschaft abbildet.

Das ist wichtig, und das gilt es herauszustellen. Ich
gebe Ihnen Recht, lieber Herr Rose, wenn Sie fordern,
dass wir antidemokratischen Strömungen schärfer

begegnen müssen, dass es hier eine klare Sprache
braucht, kein Lamentieren und kein Wegducken. Da-
für stehen wir demokratisch auch in diesem Haus zu-
sammen. Das dürfen Sie auch von uns erwarten.

Ich weiß auch, lieber Herr Rose, dass Sie unent-
wegt dafür kämpfen, dass die Diskriminierung der
Sinti und Roma in vielen europäischen Ländern end-
lich ein Ende findet, und dass Sie Sorge haben, dass
mit den Wahlerfolgen der Rechten die Chancen dafür
schwinden. Es liegt in unserer Verantwortung, nicht
zuzulassen, dass sie in unserer Gesellschaft die
Deutungshoheit gewinnen. Und wir kommen in dieser
Länderkammer auch zusammen, um uns darüber aus-
zutauschen, damit aus der Minderheit dieser Kräfte
eben keine Mehrheit wird.

Diese Aufgabe hat ein hohes Gewicht; denn wir se-
hen in vielen Studien, dass fremdenfeindliche Ein-
stellungen zunehmen, nicht nur am Rand, sondern
auch in der Mitte der Gesellschaft. Das ist keine Ba-
gatelle. Damit können wir uns nicht zufriedengeben.

Aus der Vergangenheit lernen heißt eben auch,
Demokratie zu schützen. Wo, wenn nicht hier in
Deutschland liegt dieser Zusammenhang auf der
Hand? Deshalb werden wir hier keine Anstrengung
unterlassen, um Deutschland als Ort der Offenheit,
der Vielfalt und der Demokratie zu erhalten und fort-
zuentwickeln. Das meine ich nicht nur ideell, son-
dern ganz konkret: über Partizipation und Teilhabe,
über die Förderung von Demokratieprojekten, über
eine lebendige Erinnerungskultur und über die Be-
förderung einer sozial gerechten Gesellschaft, in der
jede und jeder sich wahrgenommen fühlt.

Wir haben bei dieser Aufgabe engagierte und auch
unnachgiebige Unterstützung. Ich möchte an dieser
Stelle den Mitgliedern des Zentralrats und des Lan-
desverbands Deutscher Sinti und Roma und den vie-
len Initiativen und Vereinen danken, die sich genau
dafür engagieren. Sie sind uns in Ihrem Engagement
sehr willkommen, und wir wollen das, wo wir kön-
nen, unterstützen.

Meine Damen und Herren, ich möchte meine Rede
mit den Worten der österreichischen Schriftstellerin
und Künstlerin  S t o j k a  beenden:

Es wird mir nie gelingen, das zu vergessen. Nie-
mals. Solange ich leben werde, werde ich daran
denken, was sie mit uns gemacht haben, der
Hitler und seine Leute. Ich wünsche von der
Welt, dass die Leute aufpassen und mit offenen
Augen durch die Welt gehen und schauen, dass
sich so etwas nie wieder ereignet.

Diese Bitte ist für uns Auftrag.

Ich darf jetzt Sie bitten, sich von Ihren Plätzen zu
erheben, um der Opfer nationalsozialistischer Gewalt
zu gedenken.

(Die Anwesenden erheben sich)

Ich danke Ihnen.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, bevor ich mich der Tagesordnung zu-
wende, beglückwünsche ich Herrn Ministerpräsiden-
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ten Michael  K r e t s c h m e r  zu seiner Wahl. Lieber
Herr Kollege, ich wünsche Ihnen bei Ihrer Amtsfüh-
rung eine glückliche Hand. Alles Gute und herzlich
willkommen!

(Beifall)

Wir können noch einmal Glückwünsche ausspre-
chen: Heute hat Ministerpräsident W e i l  aus Nie-
dersachsen Geburtstag. Lieber Kollege Weil, alles
Gute, Gesundheit und Erfolg! Auch ganz persönlich
wünsche ich Ihnen eine große Portion privates Glück
und Spaß im neuen Lebensjahr.

(Beifall)

Und nun zur Tagesordnung. Sie liegt Ihnen in vor-
läufiger Form mit 32 Punkten vor.

Über Tagesordnungspunkt 19 wurde bereits im
Wege des Europakammerverfahrens entschieden.
Dieser Punkt wird deshalb von der Tagesordnung ab-
gesetzt.

Zur Reihenfolge: Vor Tagesordnungspunkt 4 wird
Punkt 31 aufgerufen. Nach Tagesordnungspunkt 4
werden die verbundenen Punkte 26 und 32 behan-
delt. Anschließend folgt Punkt 27. Im Übrigen bleibt
die Reihenfolge unverändert.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? – Das
ist nicht so.

Dann haben wir sie so festgestellt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 1:

Wahl des Vorsitzenden des Ausschusses für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(Drucksache 735/17)

Wortmeldungen gibt es nicht.

Nach Anhörung des betreffenden Ausschusses
wird vorgeschlagen, Herrn Minister Olaf L i e s (Nie-
dersachsen) zum Vorsitzenden des Ausschusses für
das laufende Geschäftsjahr zu wählen.

Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte
ich um ein Handzeichen.

Dann haben wir einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 2:

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Ver-
braucherschutzes bei Verkaufsveranstaltungen
im Reisegewerbe – Antrag des Freistaates Bay-
ern gemäß § 23 Absatz 3 i. V. m. § 15 Absatz 1
und § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 729/
17)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Bei diesem Antrag handelt es sich um einen
Gesetzentwurf, den der Bundesrat bereits in der
18. Wahlperiode beim Deutschen Bundestag einge-
bracht hatte. Er ist der Diskontinuität unterfallen.

Erneute Ausschussberatungen haben nicht stattge-
funden. Es ist jedoch beantragt worden, bereits heute
in der Sache zu entscheiden.

Wer für sofortige Sachentscheidung ist, den bitte
ich um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Wir haben nun darüber zu entscheiden, ob der Ge-
setzentwurf in unveränderter Fassung erneut beim
Deutschen Bundestag eingebracht werden soll. Wer
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist
die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Wir sind übereingekommen, Frau Staatsministe-
rin Ulrike Scharf (Bayern) zur Beauftragten für die
Beratungen im Deutschen Bundestag zu bestellen.

Wir kommen zur grünen Liste. Zur gemeinsamen
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 der Geschäftsord-
nung rufe ich die in dem Umdruck 10/2017*) zusam-
mengefassten Beratungsgegenstände auf. Es sind
dies die Tagesordnungspunkte:

3, 11, 12, 16, 18, 23 bis 25 und 28 bis 30.

Wer den Empfehlungen und Vorschlägen folgen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Das haben wir mit Mehrheit beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 31:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Strafgesetzbuches – Aufhebung von § 219a
StGB (Werbung für den Abbruch der Schwan-
gerschaft) – Antrag der Länder Berlin, Branden-
burg, Hamburg, Thüringen gemäß § 36 Ab-
satz 2 GO BR – (Drucksache 761/17 [neu])

Dem Antrag ist Bremen beigetreten.

Wortmeldungen liegen mir vor. Als Erster hat Sena-
tor Dr. Behrendt aus Berlin das Wort.

Dr. Dirk Behrendt (Berlin): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ausgangspunkt unseres heutigen Antrags und unse-
rer heutigen Beratung ist der Fall der Allgemeinärz-
tin Kristina H ä n e l , die wegen Verstoßes gegen
§ 219a des Strafgesetzbuches zu einer Geldstrafe von
6 000 Euro verurteilt wurde. Die Ärztin hatte mitge-
teilt, dass sie Abbrüche vorzunehmen bereit ist.

Mit diesem Fall trat eine Strafvorschrift ins Licht
der Öffentlichkeit, die bis dahin – ich gestehe es ein –
mir wie den meisten von uns vermutlich wenig be-
kannt war: das Verbot der Werbung für den Schwan-
gerschaftsabbruch. Diese Vorschrift will verhindern,
dass der Schwangerschaftsabbruch in der Öffentlich-
keit als etwas „Normales“ dargestellt und kommer-
zialisiert wird. Werbung soll damit untersagt werden.

Der Strafrahmen des § 219a beträgt Freiheitsstrafe
bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

Meine Damen und Herren, es ist falsch, Frau Hänel
oder andere Ärzte zu bestrafen, wenn sie sachlich
mitteilen, dass sie bereit sind, Schwangerschaftsab-
brüche vorzunehmen. Hierfür gibt es gewichtige Ar-
gumente:

*) Anlage 1
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Erstens. Die Strafnorm wurde 1933 in das Reichs-

strafgesetzbuch eingeführt. Bereits dieser Umstand
sollte uns aufhorchen lassen.

Zweitens. § 219a widerspricht den heutigen Vor-
stellungen von Informationsfreiheit, Selbstbestim-
mung und der freien Wahl eines Arztes.

Dieser Aspekt ist entscheidend: Es geht hier vor-
rangig nicht um ein wie auch immer gestaltetes Wer-
beverbot, auch wenn der Titel der Norm dies so er-
scheinen lässt. Vielmehr müssen wir, wenn wir die
Perspektive wechseln und uns fragen, was dieser Pa-
ragraf für Schwangere bedeutet, Folgendes konsta-
tieren: Schwangere sollen durch Informationen in die
Lage versetzt werden, selbstständig zu entscheiden,
wie und bei welcher Ärztin oder bei welchem Arzt sie
einen Abbruch vornehmen lassen. Mit dieser Straf-
norm werden jedoch die Informationsfreiheit und die
Selbstbestimmung von Patientinnen beschnitten. Zu-
gleich dürfen Ärztinnen und Ärzte nicht kriminali-
siert oder sanktioniert werden, wenn sie ihre Patien-
tinnen sachlich informieren.

Drittens. Abgesehen von diesen Argumenten er-
gibt § 219a im Zusammenhang mit den §§ 218 ff. des
Strafgesetzbuchs keinen wirklichen Sinn. Es ist nicht
einzusehen, dass über Schwangerschaftsabbrüche,
die unter den Voraussetzungen der §§ 218 ff. be-
kanntermaßen straffrei sind, nicht auch rechtmäßig
informiert werden darf.

Und: Für den Schutz vor unangemessener Wer-
bung, die niemand will, bedarf es des Strafrechts in
diesem Fall nicht. Es bedarf keiner Strafrechtsnorm,
die ein derartiges Verhalten von Ärztinnen und
Ärzten unter Strafe stellt. Sachliche Informationen
über Schwangerschaftsabbrüche sollten nicht straf-
bar sein, und unangemessene Werbung ist auch ohne
das Strafgesetzbuch verboten. Dies folgt zum einen
aus dem Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb, zum
anderen aus der Berufsordnung für die in Deutsch-
land tätigen Ärzte. Die Berufsordnung verbietet auch
irreführende oder vergleichende Werbung. Sachliche
berufsbezogene Informationen sind jedoch ausdrück-
lich gestattet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, all diese
Gründe machen eines deutlich: § 219a des Straf-
gesetzbuches ist vollständig entbehrlich und kann
aufgehoben werden. Wir Berliner freuen uns, dass
Thüringen, Hamburg, Bremen und Brandenburg dies
genauso sehen und unserem Antrag beigetreten sind.

Ich möchte auch die Vertreterinnen und Vertreter
der übrigen Länder darum bitten, uns in den Aus-
schüssen zu unterstützen, wie sie es – genau vor ei-
nem Jahr – bereits bei der Streichung der Majestäts-
beleidigung getan haben; denn dem Strafgesetzbuch
täte auch diese Bereinigung gut. – Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

Präsident Michael Müller: Vielen Dank, Herr Sena-
tor!

Als Nächste hat Frau Ministerin Siegesmund aus
Thüringen das Wort.

Anja Siegesmund (Thüringen): Herr Präsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In den ver-
gangenen Wochen sorgte ein Urteil eines Amtsge-
richts in der Öffentlichkeit für großes Aufsehen. Es
ging um das von Kollegen Behrendt soeben schon
vorgetragene Urteil zur Information über Schwanger-
schaftsabbrüche – ein immer emotionales und auf-
wühlendes Thema, das umso mehr einen sensiblen
Umgang erfordert.

( V o r s i t z :  Amtierender Präsident 
Dr. Reiner Haseloff)

Im konkreten Fall handelt es sich um eine Fachärz-
tin für Allgemeinmedizin, die auf ihrer Website einen
Link gesetzt hatte, der es potenziellen Patientinnen
ermöglichte, eine ärztliche Beratung wegen eines
Schwangerschaftskonfliktes zu erhalten. Das Bereit-
stellen dieses Links als Teil ihrer ärztlichen Leistun-
gen führte dazu, dass das Amtsgericht Gießen die
Ärztin in erster Instanz verurteilte, und zwar zu einer
Geldstrafe von 6 000 Euro wegen Werbung für den
Abbruch der Schwangerschaft nach § 219a des Straf-
gesetzbuches.

Nach § 219a des Strafgesetzbuches macht sich
strafbar, wer Schwangerschaftsabbrüche öffentlich
seines Vermögensvorteils wegen oder in grob anstö-
ßiger Weise anbietet, ankündigt oder anpreist oder
Erklärungen solchen Inhalts bekanntgibt. Der Straf-
rahmen beträgt Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren
oder Geldstrafe. Bestraft werden kann demnach auch
die sachliche Information darüber, dass ein Schwan-
gerschaftsabbruch als Leistung angeboten wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser
Paragraf ist ein Relikt aus den 30er Jahren. Das geht
zu weit. Ärztinnen und Ärzte sind durch das Urteil
verunsichert, wie weit sie in diesem Bereich infor-
mieren dürfen und wie weit nicht. Eine solche Ver-
unsicherung schadet sowohl den Ärztinnen und Ärz-
ten als auch den betroffenen Frauen; denn bei einem
so sensiblen Thema wie dem Schwangerschaftsab-
bruch ist es von besonders großer Bedeutung, dass
die betroffenen Frauen sachliche Informationen von
seriösen und verlässlichen Quellen beziehen können.

Die bestehende weite Strafbarkeit des § 219a des
Strafgesetzbuches steht also auch im Widerspruch
zum Selbstbestimmungsrecht und zum Informations-
recht der Frau. Diesem Recht der Frauen auf Informa-
tion über das Leistungsspektrum von Ärztinnen und
Ärzten und auf freie Arztwahl gilt es zur Durchset-
zung zu verhelfen.

Es geht ausdrücklich nicht darum, jede Art von
Werbung für Schwangerschaftsabbrüche zu legali-
sieren; dieser Eindruck wäre falsch. Aber es bedarf
nicht des Strafrechts als Regelungsgebiet. Klare Ver-
bote befinden sich bereits im Berufsrecht der Ärztin-
nen und Ärzte. Dort wird die berufswidrige Werbung
– das heißt insbesondere anpreisende, irreführende
oder vergleichende Werbung – verboten. Bei diesen
Verboten soll es natürlich bleiben. Die sachlichen,
berufsbezogenen Informationen müssen demgegen-
über von den Ärztinnen und Ärzten ohne Angst vor
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einer möglichen Strafverfolgung bereitgestellt wer-
den dürfen.

Hier besteht gesetzgeberischer Handlungsbedarf.
Deswegen schlagen die vorhin genannten Länder
–  auch das Land Thüringen gemeinsam mit Berlin
und Hamburg – eine Änderung des Strafgesetzbu-
ches vor, und zwar die Abschaffung des § 219a. Wir
stärken mit der Aufhebung dieses Paragrafen im Er-
gebnis das Recht der Frauen auf sachliche Informa-
tion und sorgen darüber hinaus für Klarheit und
Rechtssicherheit bei den Ärztinnen und Ärzten. Des-
wegen werben wir ausdrücklich um Ihre Zustim-
mung zum Gesetzentwurf. – Vielen Dank.

Amtierender Präsident Dr. Reiner Haseloff: Als
Nächster spricht Minister Ludwig aus Brandenburg.

Stefan Ludwig (Brandenburg): Sehr geehrter Herr
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Schwan-
gerschaftsabbrüche sind in Deutschland grundsätz-
lich strafbar.

Es gibt jedoch Ausnahmen. Diese sind in den
§§ 218 und 219 des Strafgesetzbuches geregelt. So-
mit ist festgeschrieben, unter welchen Bedingungen
eine Frau in Deutschland abtreiben darf.

Die Entscheidung über einen Schwangerschaftsab-
bruch bleibt schon allein aus persönlichen Gründen
und Fragen eine schwierige Entscheidung für jede
Frau. Umso wichtiger ist es, dass Frauen in dieser
schweren Entscheidung ihre Rechte und Möglichkei-
ten kennen.

§ 219a des Strafgesetzbuches, der die sogenannte
Werbung für Abtreibungen verbietet, erschwert je-
doch den Zugang zu diesen wichtigen Informationen.
Das Gesetz geht hier über ein Werbeverbot hinaus.
Der Straftatbestand ist sehr weit gefasst. Faktisch hat
das zur Folge, dass es Ärztinnen und Ärzten untersagt
ist, Schwangerschaftsabbrüche überhaupt zu thema-
tisieren. Sie dürfen nicht darauf hinweisen, dass sie
für einen Schwangerschaftsabbruch zur Verfügung
stehen. Sie dürfen auch keine Informationen darüber
herausgeben, was eine Abtreibung bedeutet und wie
sie gesetzlich geregelt ist.

Alles unter Strafe zu stellen, was im Zusammen-
hang mit dem steht, was nicht gewollt ist, kann nicht
unser Ansatz sein. Hier ein Dogma vor sich herzutra-
gen und Betroffene schon von Informationen abzu-
schneiden, passte in die Zeit der Entstehung dieser
Norm. Es passt nicht in unsere Zeit.

Die Justizministerkonferenz hat sich bereits mit der
dringend notwendigen Bereinigung des Strafrechts
von NS-Unrecht befasst. Aber dieser überfällige Pro-
zess geht über eine Reform von Mord und Totschlag
hinaus. Dies zeigt sich heute hier.

Hier geht es um Frauen, die wissen wollen, welche
Ärztinnen und Ärzte einen Schwangerschaftsabbruch
durchführen. Sie müssen sich an die Schwanger-
schaftsberatungsstellen beziehungsweise die Schwan-
gerschaftskonfliktberatungsstellen wenden. Auf diese
Weise soll verhindert werden, dass einzelne Ärztin-

nen und Ärzte Abtreibungen zu einem lukrativen Ge-
schäft machen.

Das ist zunächst ein legitimes Ziel. Allerdings un-
tersagt schon die Berufsordnung für die in Deutsch-
land tätigen Ärztinnen und Ärzte in § 27 eine dem
ärztlichen Selbstverständnis zuwiderlaufende Kom-
merzialisierung. Eine darüber hinausgehende Straf-
barkeit für sachliche Informationen über Schwanger-
schaftsabbrüche durch Ärztinnen und Ärzte ist mit
der Berufsfreiheit des Artikels 12 Absatz 1 Grundge-
setz schwerlich vereinbar.

Das Bundesverfassungsgericht hat explizit festge-
stellt, dass die ärztliche Vornahme von Schwanger-
schaftsabbrüchen der Berufsfreiheit unterfällt. Von
der Berufsfreiheit ist aber auch die Werbung erfasst.
Ein verfassungskonformes, die Berufsfreiheit ein-
schränkendes Gesetz muss verhältnismäßig sein. Die
Verhinderung der Kommerzialisierung des Schwan-
gerschaftsabbruchs ist zwar ein legitimes Ziel; aber
die Kriminalisierung von Sachinformationen geht weit
über dieses legitime Ziel hinaus und stellt schon des-
halb einen unverhältnismäßigen Eingriff in die Be-
rufsfreiheit dar. Hier zeigt sich, dass das Strafrecht als
Ultima Ratio dort nichts zu suchen hat, wo das Berufs-
recht zielführend genug ist.

Da der Schwangerschaftsabbruch unter bestimm-
ten Umständen nicht unter Strafe steht, kann nicht
gleichzeitig die Information darüber strafbewehrt
sein. Das Bundesverfassungsgericht führte dazu be-
reits 2006 aus:

Wenn die Rechtsordnung Wege zur Durchfüh-
rung von Schwangerschaftsabbrüchen durch
Ärzte eröffnet, muss es dem Arzt auch ohne ne-
gative Folgen für ihn möglich sein, darauf hin-
zuweisen, dass Patientinnen seine Dienste in
Anspruch nehmen können.

Es geht hier vordergründig aber nicht um die Ärzte-
schaft. Es geht ganz besonders um die Betroffenen. In
extremen Konfliktlagen brauchen sie Zugang zu In-
formationen. § 219a StGB missachtet diesen Anspruch
der Patientinnen auf Information über das Leistungs-
spektrum von Ärztinnen und Ärzten. Schwangere
Frauen benötigen in Notsituationen uneingeschränk-
ten Zugang zu medizinischer Beratung und Betreu-
ung. Informationen über die Möglichkeiten eines
Schwangerschaftsabbruchs sind dafür eine notwen-
dige Voraussetzung. Nur auf diese Weise können hil-
fesuchende Frauen letztlich selbstbestimmt entschei-
den. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

Amtierender Präsident Dr. Reiner Haseloff: Wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ich weise die Vorlage dem Rechtsausschuss – fe-
derführend – sowie dem Ausschuss für Frauen und
Jugend und dem Gesundheitsausschuss – mitbera-
tend – zu.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 4:

Entschließung des Bundesrates: Bundeseinheit-
liche Regelung zur Kostenübernahme von Ver-
hütungsmitteln für Frauen mit geringem Ein-
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kommen – Antrag der Länder Niedersachsen
und Brandenburg, Bremen, Thüringen –
(Drucksache 617/17)

Dem Antrag ist Berlin beigetreten.

Wortmeldungen liegen nicht vor. – Eine Erklärung
zu Protokoll*) hat Minister Dr. Holthoff-Pförtner
(Nordrhein-Westfalen) abgegeben.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Dann frage ich: Wer ist dafür, die Entschließung in
der soeben geänderten Fassung anzunehmen? –
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tagesord-
nungspunkte 26 und 32 auf:

26. Entschließung des Bundesrates – Anwendungs-
regelungen Glyphosat – Antrag des Freistaats
Thüringen gemäß § 36 Absatz 2 GO BR –
(Drucksache 740/17)

  in Verbindung mit

32. Entschließung des Bundesrates – Schutz der
biologischen Vielfalt durch die Beschränkung
der Verwendung glyphosathaltiger Pflanzen-
schutzmittel – Antrag des Saarlandes gemäß
§ 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 762/17)

Dem Antrag unter Punkt 26 ist Bremen beigetre-
ten.

Es liegen zwei Wortmeldungen vor. Als Erste
spricht Frau Ministerin Siegesmund aus Thüringen.

Anja Siegesmund (Thüringen): Herr Präsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Heute ist
der Tag, an dem die Zulassung des Wirkstoffes Gly-
phosat in der Europäischen Union abgelaufen wäre.
Damit wäre dieses Jahr – 2017 – das letzte gewesen,
in dem mehr als 6 000 Tonnen des meistverkauften
Herbizids in der Bundesrepublik auf unsere Äcker, in
unsere Parkanlagen oder auf die Gleisbette der Bahn
ausgebracht worden wären.

Vor einigen Tagen hat jedoch ein von der Europäi-
schen Kommission eingerichteter Berufungsausschuss
mit qualifizierter Mehrheit entschieden, dass der Wirk-
stoff Glyphosat für weitere fünf Jahre zugelassen
wird. Diese Mehrheit kam durch den Alleingang eines
Ministers zustande. Weil der derzeit amtierende, kom-
missarisch im Amt wirkende Landwirtschaftsminister
lieber auf Lobby gemacht hat, ist Glyphosat weiter zu-
gelassen. Dieses Abstimmungsverhalten widersprach
nicht nur der Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung. Es entsprach auch nicht den Absprachen in der
Koalition.

Ungeachtet dessen lässt sich aber die Entschei-
dung auf EU-Ebene nicht mehr revidieren. Die Euro-

päische Kommission hat die entsprechende Durch-
führungsverordnung am Dienstag offiziell erlassen.
Die Chance, den Glyphosatausstieg sofort einzulei-
ten, scheint somit zunächst vertan. Aber es gibt na-
tionale Handlungsspielräume; sie sollten wir nutzen.

Die Zuständigkeit für die Ausgestaltung der An-
wendungsbestimmungen für alle Pflanzenschutzmit-
tel – und damit auch für glyphosathaltige Produkte –
liegt auf nationaler Ebene. Die EU-Mitgliedstaaten
müssen für jedes Produkt eine Risikobewertung unter
Berücksichtigung der klimatischen und landwirt-
schaftlichen Bedingungen in ihrem Hoheitsgebiet
durchführen. Frankreich, Italien, Dänemark und an-
dere Länder haben ihren Willen zur Nutzung der na-
tionalen Spielräume bereits deutlich zum Ausdruck
gebracht.

Regionen, Städte und Gemeinden bei uns diskutie-
ren das gerade. In ganz vielen Stadträten ist diese
Woche das Thema Glyphosat gesetzt worden. Auch
wenn sich die Städte und Gemeinden im Augenblick
vor allem mit dem Haushalt befassen müssen, bewegt
dies durchaus die Gemüter – aber eben nicht nur auf
der politischen Ebene, sondern an den Küchentischen
ebenso wie an Hochschulen, in Unternehmen und na-
türlich Umweltverbänden, denn es geht um Fragen
der Gesundheit, der Landwirtschaft, des Naturschut-
zes und des Verbraucherschutzes gleichermaßen.

Es ist doch absurd: In Supermärkten werden Äpfel
aussortiert, die eingedrückte Stellen haben, auf der
anderen Seite servieren wir glyphosathaltige Lebens-
mittel. Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich
sage ganz persönlich: Ich möchte keinen Unkrautver-
nichter im Essen.

Zu den einzelnen Themen:

Zum Thema Gesundheit! Jüngste Studien schlie-
ßen nicht nur einen Zusammenhang mit einer Erhö-
hung des Krebsrisikos nicht aus. Inzwischen stellen
Wissenschaftler in repräsentativen Studien Zusam-
menhänge zwischen Kreuzresistenzen gegen Anti-
biotika und Glyphosat her. Die Verbraucherinnen
und Verbraucher müssen sich doch verlassen kön-
nen!

Oder das Thema Naturschutz: Das Artensterben
und der Verlust der Biodiversität sind doch reale The-
men. Das Verschwinden von Feldvögeln oder Insek-
ten, das wir in den letzten Jahren beobachten, ist
meiner Ansicht nach ein alarmierendes Zeichen.

Oder der Bereich Landwirtschaft: Das hat vorder-
gründig – aber nicht nur – mit dem Ausbringen tau-
sender Tonnen Glyphosat auf unsere Äcker zu tun.
Statt chemischem Pflügen mit diesem Totalherbizid
muss es ein Umdenken hin zu Agrarökologie geben.
Wir brauchen mehr Zwischenfrüchte und die Reduk-
tion von Stickstoffdünger. Dann muss auch weniger
Unkrautvernichter ausgebracht werden. Unsere Bö-
den sind zu wertvoll, um sich dieser Möglichkeit
nicht intensiv zu widmen.

Ja, die Zulassung auf europäischer Ebene ist be-
schlossene Sache. Auf nationaler Ebene brauchen
wir jetzt restriktive Anwendungsregelungen für gly-*) Anlage 2
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phosathaltige Pflanzenschutzmittel. Der Weg ist eine
wirkungsvolle Reduktion. Dies schlägt unser Antrag
vor.

Die Anstrengungen in den Ländern bedürfen aber
mehr denn je eines bundeseinheitlichen Rahmens.
Mit unserem Entschließungsantrag fordern wir den
Bund zum Handeln auf. Das bedeutet konkret:

Erstens. Die Bundesregierung muss für professio-
nelle Anwender verbindliche Regelungen festschrei-
ben, die dem Schutz von Mensch, Pflanzen und Na-
tur sowie der Sicherung der Artenvielfalt Priorität
einräumen.

Zweitens. Neben einem Verbot des Glyphosatein-
satzes zur Abreifebeschleunigung in der Vorerntebe-
handlung gehört auch die Herbstanwendung – das
heißt bei der Stoppelbearbeitung und zur Beseiti-
gung von Ausfallraps – auf den Prüfstand.

Drittens fordern wir die Bundesregierung auf, Gly-
phosat nicht länger für die Anwendung im Haus- und
Kleingartenbereich sowie auf öffentlichen Verkehrs-
flächen zuzulassen. Noch einmal: In vielen Kommu-
nen gibt es dazu bereits eine Selbstverpflichtung,
und das ist auch gut so.

Persönlich bin ich der Überzeugung: Es ist Zeit,
dass ein nationaler Aktionsplan zur Reduktion des
Glyphosateinsatzes auf den Weg gebracht und umge-
setzt wird.

Thüringen hat die Entschließung mit dem Ziel der
Ausschussüberweisung zugeleitet. In den Fachaus-
schüssen des Bundesrates werden wir gemeinsam
mit der Bundesregierung die notwendigen nationa-
len Maßnahmen eingehend erörtern. Jetzt gilt es na-
tionale Handlungsspielräume zu nutzen und diesen
Fehler, der definitiv passiert ist, aufgrund der Lösung
des Anwendungsbereiches in der Bundesrepublik
und der deutlichen Einschränkungen zu heilen. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Amtierender Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzli-
chen Dank, Frau Siegesmund!

Als Nächste spricht zu uns Frau Parlamentarische
Staatssekretärin Dr. Flachsbarth vom Bundesministe-
rium für Ernährung und Landwirtschaft.

Dr. Maria Flachsbarth, Parl. Staatssekretärin beim
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Das Thema Glyphosat hat eine breite, oft
emotional geführte Debatte hervorgerufen.

Es ist von entscheidender Bedeutung, wieder zu ei-
ner sachlichen Diskussion zurückzukehren. Ich bin
der Überzeugung, dass es in der Sache richtig war,
der Verlängerung der Zulassung von Glyphosat zu-
zustimmen. Zur politischen Dimension hat die Bun-
deskanzlerin alles Notwendige gesagt.

Meine Damen und Herren, ich denke, wir sind uns
einig in der Forderung, dass die Bewertung von Risi-
ken für die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger
einer unabhängigen, nur der Wissenschaft verpflich-

teten Einschätzung bedarf. Für das Pflanzenschutz-
mittel Glyphosat kam das BfR zu dem klaren wissen-
schaftlichen Schluss, dass bei bestimmungsgemäßer
Anwendung keine gesundheitlichen Bedenken be-
stehen, aber auch grundsätzlich kein Bedarf besteht,
Glyphosat als krebserregend einzustufen. Diese Ein-
schätzung bestätigen die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA), die Europäische Che-
mikalienagentur (ECHA) und das Joint Meeting on
Pesticide Residues (JMPR) der WHO sowie alle wei-
teren maßgeblichen internationalen und nationalen
Bewertungsinstitute.

Ich wiederhole das Bewertungsergebnis: Bei sach-
gerechter Anwendung bestehen keine Zweifel an der
gesundheitlichen Unbedenklichkeit.

Gleichwohl muss natürlich der Grundsatz gelten: so
viel wie nötig, aber so wenig wie möglich. Dieser
Gedanke lag der Entscheidung von Bundesminister
Christian  S c h m i d t  in Brüssel zugrunde. Denn die
Kommission hätte auch ohne die deutsche Zustim-
mung die Zulassung verlängert, aufgrund der Rechts-
lage sogar verlängern müssen. Eine deutsche Ent-
haltung wäre deshalb de facto ein „Ja“ zu einer
Verlängerung ohne zusätzliche Auflagen gewesen.
Die deutsche Zustimmung und die damit verbunde-
nen Auflagen haben aus diesem „Ja“ ein „Ja, aber“
gemacht.

Durch dieses „Aber“ konnten wesentliche Verbes-
serungen bei Anwendungsbeschränkungen und Auf-
lagen durchgesetzt werden:

Erstens. Die bereits im Jahr 2016 von der Bundes-
regierung – gemeinsam von BMEL und BMUB – vor-
geschlagene Biodiversitätsklausel wurde aufgenom-
men.

In diesem Sinne hat sich Herr Bundesminister
Schmidt   bereits   mit   Frau   Bundesministerin
H e n d r i c k s  darauf verständigt, dass das BMEL
und das BMUB gemeinsam eine Arbeitsgruppe ein-
setzen werden. Sie wird die Aufgabe haben, die
Beachtung der Biodiversität bei der Zulassung und
der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln insge-
samt zu verbessern.

Zweitens. Der nationale Handlungsspielraum bei
den Anwendungsbestimmungen wurde erweitert und
gleichzeitig der Nutzungsrahmen eingeschränkt.

Nun sind die Mitgliedstaaten gefordert, den Schutz
der Anwender auch im nichtberuflichen Bereich, also
in Haus- und Kleingärten, zu verbessern. Das BMEL
strebt in diesem Bereich weitgehende Beschränkun-
gen an.

Die Spätanwendung im Getreide übrigens, die so-
genannte Sikkation, wurde in Deutschland bereits im
Jahr 2014 auf sehr wenige Ausnahmefälle begrenzt,
zusätzlich wurden grundsätzlich die Häufigkeit und
die Höchstmenge pro Fläche bei der Anwendung be-
grenzt. Seitdem ist die Gesamtabsatzmenge um über
1 600 Tonnen zurückgegangen. Auch hier werden
wir weitere Einschränkungsmöglichkeiten prüfen.

Drittens. Wir haben erreicht, dass die unterschiedli-
chen Einschätzungen der WHO-Gremien im Hinblick
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auf die gesundheitlichen Gefahren für den Menschen
zu einer Aufklärung gelangen.

Viertens. Die EU-Kommission wird, unabhängig
von Glyphosat, zukünftig Optimierungsmöglichkei-
ten bei Genehmigungsverfahren für Pflanzenschutz-
mittelwirkstoffe prüfen und dazu einen Bericht er-
stellen. National ist beabsichtigt, eine unabhängige
Bewertung der Zulassungsverfahren vorzunehmen.

Diese Erfolge hätte Deutschland bei einer Verwei-
gerungshaltung nicht erreichen können. Die Kom-
mission hätte dann den Wirkstoff ohne diese sehr
wichtigen Bedingungen verlängern müssen und auch
entsprechend gehandelt.

Meine Damen und Herren, aus unserer Sicht ist tat-
sächlich schon einiges erreicht worden, und wir ha-
ben auch auf nationaler Ebene bereits einiges in
Gang gesetzt, um die Anwendung glyphosathaltiger
Pflanzenschutzmittel auf das absolut erforderliche
Maß einzuschränken.

In diesem Zusammenhang erlauben Sie mir bitte
noch eine Anmerkung zu der angesprochenen Forde-
rung nach einem Anwendungsverbot glyphosathalti-
ger Pflanzenschutzmittel auf öffentlichen Flächen!

Die Anwendung auf Flächen, die von der Allge-
meinheit genutzt werden, ist schon heute stark ein-
geschränkt. Die Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln auf befestigten Flächen oder auf Nichtkulturland
ist nach dem geltenden Pflanzenschutzgesetz – § 12
Absatz 2 – verboten und nur mit Genehmigung der
zuständigen Behörde der Länder in Ausnahmefällen
erlaubt. Hier haben Sie es bereits heute in der Hand,
die Anwendung glyphosathaltiger Pflanzenschutz-
mittel zu verhindern.

Im Übrigen liegt auch die Zuständigkeit für die Be-
ratung von Landwirten zum Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln in der Verantwortung der Länder. Auch
dies ist heute schon ein wirksames Instrument, die
ausgebrachten Mengen von Pflanzenschutzmitteln
zu beeinflussen.

Neben den soeben genannten Aktivitäten wird
eine intensive Erforschung von Alternativen für die
Unkrautbekämpfung im Mittelpunkt der nächsten
Jahre stehen. Das BMEL fördert bereits jetzt innova-
tive Forschungsvorhaben für einen nachhaltigen
Pflanzenschutz im Umfang von 14,6 Millionen Euro.

Außerdem fördern wir neue technische Entwick-
lungen in der Präzisionslandwirtschaft. Damit kön-
nen die Landwirte punktgenau Pflanzenschutzmittel
dosieren und die Aufwandmenge reduzieren. Ein
weiterer Forschungsansatz ist die Nutzung kleiner,
digital gesteuerter Landmaschinen, mit denen Un-
kraut mechanisch bekämpft werden kann. Dadurch
könnte zukünftig der Herbizideinsatz weiter deutlich
gesenkt werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, unser gemeinsa-
mer Anspruch sollte es doch sein, Lösungen zu fin-
den, die auf Fakten und wissenschaftlichen Grundla-
gen basieren und – wie ich eingangs ausführte –
sachlich herbeigeführt werden. – Herzlichen Dank.

Amtierender Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzli-
chen Dank, Frau Dr. Flachsbarth! – Staatssekretär
Lennartz (Saarland) hat eine Erklärung zu Proto-
koll*) abgegeben.

Ich weise die Vorlagen den Ausschüssen zu, und
zwar jeweils dem Ausschuss für Agrarpolitik und
Verbraucherschutz – federführend – sowie dem Ge-
sundheitsausschuss und dem Ausschuss für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit – mitberatend.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 27:

Entschließung des Bundesrates zur Entfristung
der SED-Unrechtsbereinigungsgesetze – An-
trag der Länder Thüringen, Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt gemäß § 36 Absatz 2 GO BR –
(Drucksache 743/17)

Es liegt eine Wortmeldung vor: Minister Maier aus
Thüringen.

Georg Maier (Thüringen): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Fast drei
Jahrzehnte liegt die deutsche Wiedervereinigung
nun zurück.

Trotzdem ist das Leid, das vielen Menschen durch
politische Verfolgung in der ehemaligen DDR wider-
fahren ist, immer noch spürbar. Viele Betroffene
schaffen es erst jetzt, sich zu öffnen, über Erlebtes zu
sprechen und eine wie auch immer geartete Wieder-
gutmachung zu verfolgen. Anträge auf Rehabilitie-
rung staatlich veranlassten Unrechts in der DDR nach
den SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen – Straf-
rechtliches, Verwaltungsrechtliches und Berufliches
Rehabilitierungsgesetz – können aber nur bis zum
31. Dezember 2019 gestellt werden.

Diese Frist wurde vom Gesetzgeber in Abwägung
des Bedürfnisses der Verwaltungen der Länder nach
Planungssicherheit einerseits und des Anspruchs der
Unrechtsbetroffenen auf Wiederherstellung materiel-
ler Gerechtigkeit und Ausgleich des ihnen widerfah-
renen Unrechts andererseits als vermeintlich ausge-
wogener Interessenausgleich festgelegt.

Inzwischen hat sich aber herausgestellt, dass zum
einen immer noch – und nicht nur in wenigen Aus-
nahmefällen – Opfer politischer Verfolgung in der
DDR neue Anträge auf Rehabilitierung stellen, so
dass kaum von einer tatsächlichen Erledigung des
Bedürfnisses nach Unrechtsausgleich gesprochen
werden kann.

Darüber hinaus haben die praktische Erfahrung
und auch neuere, einschlägige Forschung gezeigt,
dass für viele Unrechtsbetroffene die Antragstellung
aufgrund der tiefsitzenden und langfristig wirksamen
Traumatisierung eine so große Hürde darstellt, dass
sie sich unter Umständen erst viele Jahre später dazu
durchringen können, diesen Abschnitt ihres Lebens
zum Gegenstand eines Verwaltungsverfahrens zu

*) Anlage 3
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machen und sich damit zwangsläufig erneut mit den
traumatischen Erfahrungen auseinanderzusetzen.

Die uneingeschränkte Fortsetzung der Aufarbei-
tung durch die Aufhebung der Befristung dient der
materiellen Gerechtigkeit und ist zugleich Ausdruck
des Respekts vor dem Schicksal der Opfer staatlichen
Unrechts in der DDR.

Dass das Leid, das Opfer von politischer Verfol-
gung in der ehemaligen DDR erfahren haben, immer
noch spürbar ist, ist seit langem bekannt. Der Frei-
staat Thüringen hat in den vergangenen Jahren im
Bundesrat immer wieder für die Verlängerung der
Fristen in allen drei Rehabilitierungsgesetzen gewor-
ben. Ich bitte Sie einmal mehr, das Anliegen mitzu-
tragen, den Opfern die für sie notwendige Zeit einzu-
räumen und die Fristen für die Antragstellung in den
drei Rehabilitierungsgesetzen nunmehr aufzuheben.

Dieses Ziel wird vom Konsens der Länder auf dem
Gebiet der ehemaligen DDR getragen. Im Interesse
der Menschen, die heute noch unter den Folgen poli-
tischer Verfolgung in der DDR leiden, bitte ich auch
die übrigen Bundesländer, unseren Entschließungs-
antrag zu unterstützen. – Herzlichen Dank.

Amtierender Präsident Dr. Reiner Haseloff: Eine
Erklärung zu Protokoll*) hat Herr Staatsminister
Dr. Jaeckel (Sachsen) abgegeben.

Ich weise die Vorlage dem Rechtsausschuss – fe-
derführend – sowie dem Ausschuss für Arbeit, Inte-
gration und Sozialpolitik, dem Finanzausschuss und
dem Ausschuss für Innere Angelegenheiten – mitbe-
ratend – zu.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 5:

Empfehlung für einen Beschluss des Rates zur
Ermächtigung der Kommission zur Aufnahme
von Verhandlungen über ein Abkommen mit
dem Vereinigten Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland, in dem die Einzelheiten
seines Austritts aus der Europäischen Union
festgelegt werden
COM(2017) 218 final
(Drucksache 373/17)

Es liegen drei Wortmeldungen vor. Als Erste spricht
zu uns Frau Staatsministerin Puttrich aus Hessen.

Lucia Puttrich (Hessen): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Wenn man über den Brexit
spricht, kommt man nicht umhin, immer wieder zu
sagen, dass wir die Entscheidung der britischen Be-
völkerung, aus der Europäischen Union auszutreten,
nach wie vor bedauern. Teilweise mit einer gewissen
Fassungslosigkeit beobachten wir das Ringen um Lö-
sungen, wiederum mit einer gewissen Erleichterung
sehen wir, dass jetzt zumindest die Chance besteht,
eine gemeinsame Lösung für einen geordneten Aus-
stieg zu finden.

Positiv zu bewerten ist, dass sich die 27 Mitglied-
staaten der Europäischen Union, die über den Aus-
tritt Großbritanniens zu beschließen haben, bis jetzt
geschlossen gezeigt haben. Sie haben eine Linie und
behalten diese bei den weiteren anstehenden Ver-
handlungen hoffentlich bei.

Ich möchte aber nicht nur ausführen, dass ich es
bedauere, dass Großbritannien aus der Europäischen
Union aussteigen möchte, sondern selbstverständlich
auch die Rolle der Bundesländer ansprechen, die we-
sentlich ist, was häufig ein Stück weit unterschätzt
wird. Viele Auswirkungen des Brexit kommen bei
uns in den Ländern an, sind bei uns unmittelbar zu
spüren, weil wir erhebliche Verantwortungen tragen.

Mit einer gewissen Erleichterung haben wir zur
Kenntnis genommen, dass man – nach dem erfolgrei-
chen Abschluss einer Phase I – die Verhandlungen in-
tensiv weiterführt, um in die Phase II einzutreten. Der
heutige Europäische Rat wird diesbezüglich auch be-
raten. Es ist erfreulich, dass nach langem Zerren,
nach langen Verhandlungen und einigen Enttäu-
schungen beide Verhandlungsteams, die Kommission
und das Parlament nun zu dem Ergebnis gekommen
sind, dem Rat die Empfehlung zu geben, in die
Phase II einzutreten.

Vorweg muss man sagen: Wenn man die Phase I ab-
schließt und in die Phase II eintritt, ist es wichtig, dass
sich die Verhandlungspartner dauerhaft an die Ver-
einbarungen halten. Wir können von unserer Seite
nur appellieren, dass Vereinbarungen, die erreicht
wurden, eingehalten werden. Das gilt selbstverständ-
lich für das Vereinigte Königreich, und das gilt für die
Verhandlungsseite der Europäischen Union. Es ist
wichtig, Verlässlichkeit zu zeigen; denn Verhandlun-
gen können nur dann gut sein, wenn das Vertrauen
besteht, zu einem guten Ergebnis zu kommen. Des-
halb appellieren wir an dieser Stelle insbesondere an
die Regierung von Großbritannien, Verlässlichkeit
und Zuverlässigkeit zu zeigen.

Schauen wir uns an, wie die Planungen aussehen!
Im Moment geht es insbesondere um die Gestaltung
des zukünftigen Verhältnisses der 27 EU-Mitglied-
staaten und Großbritannien. Diesbezüglich liegt eine
riesige Aufgabe vor uns. Ich glaube, man muss sich
auf einen ausgesprochen komplizierten Prozess ge-
fasst machen. Wenn schon die Phase I sehr kompli-
ziert war, wird die Phase II nicht einfacher, denn jetzt
geht es ins Detail. Wir werden uns darauf einstellen
müssen, dass es bei den Verhandlungen über die De-
tails auch Enttäuschungen gibt, Frustrationen geben
kann. Aber auch hier darf man sich nicht von dem
Ziel abbringen lassen, zu einem guten Ergebnis zu
kommen. Man muss am Ende sagen: Dieser Austritt
– den wir bedauern – muss so gestaltet werden, dass
ein gutes Verhältnis der 27 EU-Mitgliedstaaten und
Großbritannien weiterhin gewährleistet ist.

Ich will an dieser Stelle sagen: Ja, es ist ein schwie-
riger Prozess. Dass aber die Phase II eingeleitet wer-
den kann, macht uns doch ein Stück weit Mut. Wir
sollten sie mit Zuversicht begleiten und die Grund-
zuversicht haben, ein gutes Ergebnis herbeizuführen.*) Anlage 4
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Nun wird die Zeit aber immer kürzer, und die Ver-

handlungen werden immer schwieriger, je mehr
Druck entsteht. Insofern sehen wir mit einer gewis-
sen Sorge, wie viel Zeit schon verlorengegangen ist,
wie viel Zeit ins Land gegangen ist, um zur heutigen
Situation zu kommen.

Wir wissen: Ein geordneter Übergang ist nur dann
machbar, wenn es vernünftige Übergangsfristen gibt.
Deshalb wird es eine der wichtigen Entscheidungen
sein, eine Übergangsfrist zu vereinbaren, die ab dem
Jahr 2019 gilt und in der sich Wirtschaft, Regierung
und Behörden auf das zukünftige Verhältnis einstel-
len können. Es wird eine Übergangsphase geben
müssen. Die Verhandlungen haben es schon gezeigt:
Ein Austritt aus der Europäischen Union funktioniert
nicht wie das Umlegen eines Schalters, wie ein ab-
rupter Schritt. Man muss in geordneter Art und Weise
einen gleitenden Übergang in ein neues Verhältnis
gestalten.

Wenn ich von gleitendem Übergang in ein geordne-
tes Verhältnis und von guten Beziehungen spreche,
müssen wir auch darüber reden, was bei den vielen
Details an Anpassungsbedarf vorhanden ist. Wir auf
unserer Seite – in den Ländern und beim Bund – ha-
ben erheblichen legislativen und regulatorischen An-
passungsbedarf. Wir müssen gucken, welche Rege-
lungen, Gesetze und Verordnungen wir zu ändern
haben. Ich möchte das als Normenscreening bezeich-
nen, das länderübergreifend geschehen muss, was
bereits erfolgt. Hier gibt es eine gute Zusammenar-
beit der Länder. Wir sind auf eine gute Zusammenar-
beit nicht nur zwischen den Ländern, sondern auch
mit dem Bund angewiesen. Auf Anregung und unter
Mitwirkung Hessens haben wir einen Bundesrats-
beschluss auf den Weg gebracht, um deutlich zum
Ausdruck zu bringen, dass wir an einer guten Zusam-
menarbeit mit dem Bund interessiert sind und uns
gerne intensiv in diesen Prozess einbringen.

Dass Hessen daran besonderes Interesse hat, ver-
steht sich von selbst. Wir liegen mitten in Deutsch-
land und mitten in Europa. Wir sind sehr europäisch
geprägt. Wir sind ein international starker Finanz-
platz, haben eine exportstarke Wirtschaft, zahlreiche
Forschungsanstalten, Universitäten, eine große Wis-
senschaftslandschaft und vor allen Dingen viele
Unternehmen, die britische Staatsbürgerinnen und
Staatsbürger beschäftigen, die bei uns leben und die
Frage stellen, wie es für sie weitergeht.

So wie viele Unternehmen sich damit auseinander-
setzen, wie sie sich auf den Brexit vorbereiten, sich
überlegen, ob sie umstrukturieren müssen, unter
Umständen Produktion von Großbritannien nach
Deutschland oder umgekehrt verlagern müssen, da-
mit der Übergang reibungslos funktionieren kann, so
ist es Aufgabe der Politik, für solche Überlegungen
entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen.
Wir sind intensiv dabei und bekommen auch zahlrei-
che Anregungen von denjenigen, die betroffen sind.
Unsere Gesprächspartner sind die unterschiedlichs-
ten Verbände und Unternehmen, die zum Beispiel
die Frage der Arbeitnehmerrechte aufwerfen. Das
wird eine entsprechende Bundesregelung sein.

Aber es gibt auch Fragen, die direkt bei den Län-
dern ankommen. Ich möchte Ihnen im Zusammen-
hang mit Wissenschaft und Forschung ein Beispiel
nennen: Allein die G o e t h e -Universität Frankfurt
unterhält rund 50 Forschungskooperationen mit Uni-
versitäten in Großbritannien. Es stellt sich in der Tat
die Frage: Wie wird das zukünftig gestaltet? Wie kann
das funktionieren? Wir Länder sind mit unserer Kom-
petenz an dieser Stelle nicht nur gefragt, sondern
auch in einer besonderen Art und Weise gefordert.

Eines ist mit Sicherheit schlecht: ein langfristiger
oder dauerhafter Zustand der Unsicherheit. Unsi-
cherheit ist schlecht für Politik. Unsicherheit ist auch
schlecht für Wirtschaft. Insofern müssen wir an dieser
Stelle handeln, was wir entsprechend gut und ent-
schlossen tun. Wir haben die Pflicht, hier die Rah-
menbedingungen zu setzen, und das nicht nur als
Länder, sondern auch in Zusammenarbeit mit dem
Bund.

An dieser Stelle möchte ich anmerken: Als die
Kommission im vergangenen Frühjahr mit den Ver-
handlungen begann und die gemeinsamen Leitlinien
vorstellte, haben die Länder schon sehr früh ange-
kündigt, dass sie hier Stellung beziehen werden –
nachzulesen in der Drucksache 373/17. Heute neh-
men wir Bezug auf die Zusammenarbeit von Bund
und Ländern.

Ich möchte feststellen, dass der Informationsaus-
tausch zwischen Bund und Ländern im Großen und
Ganzen gut funktioniert. Wir sind recht zufrieden.
Wir haben auch Erfahrungen in Bereichen, wo wir
gemeinsam mit dem Bund engagiert gewesen sind.

Für Hessen kann ich sagen: Wir hatten uns um die
Europäische Bankenaufsicht beworben. Ich möchte
mich an dieser Stelle für die Unterstützung der Bun-
desregierung bedanken. Ich hätte mir ein anderes Er-
gebnis gewünscht; das ist gar keine Frage. Aber auch
wenn die Bewerbung am Ende nicht erfolgreich war,
so ist es uns zumindest gelungen, die internationale
Aufmerksamkeit für den Finanzstandort Frankfurt in
einer besonderen Art und Weise noch einmal zu stär-
ken.

Wir haben in vielen Bereichen eine gute Zusam-
menarbeit. Wir haben einen guten Informationsaus-
tausch. Wenn es in Berlin um diesen Bereich geht,
haben wir in der inoffiziellen Bund-Länder-AG einen
intensiven Austausch, von dem ich sagen möchte,
das funktioniert recht gut.

Was nicht gut funktioniert, ist die Einbeziehung der
Länder in Brüssel. An dieser Stelle möchte ich aus-
drücklich mahnen, weil es nicht sein kann, dass die
Länder in Brüssel schlecht oder nicht gehört werden.

Ich habe gesagt, dass die Einbeziehung der Länder-
vertreter in Brüssel zumindest nachbesserungsbe-
dürftig ist – um es freundlich zu formulieren. Bisher
wurde erst zweimal ein Bundesratsbeauftragter für je-
weils eine Stunde bei den Verhandlungen der Ratsar-
beitsgruppe zugelassen, obwohl es um Themen ging,
die uns in hohem Maße betreffen. Nach EUZBLG hät-
ten die Ratsarbeitsgruppenvertreter aus den Ländern
beteiligt werden müssen. Man hätte sie auch beteili-
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gen können, weil die entsprechende Kapazität an
Plätzen vorhanden war. Man hätte es tun können.

Es gab weitere Dissonanzen. Ich möchte sie jetzt
nicht kleinkrämerisch aufzählen, man muss sie aber
erwähnen.

Den Bundesratsbeauftragten wurde es Mitte No-
vember komplett nicht gestattet, an technischen Se-
minaren zur justiziellen Zusammenarbeit teilzuneh-
men. Das ist deshalb ärgerlich, weil es dort vier Plätze
für Deutschland gibt. Diese Plätze sind aber nicht da-
für genutzt worden, die Bundesratsbeauftragten zu-
zulassen.

Über Nacht kam ein Thema dazu, das nicht erwar-
tet wurde und das auch noch ein klassisches Län-
derthema ist: Bildung. Bei Bildung sind die Länder
gefragt. Also hat es keinen Sinn, die Bundesratsbe-
auftragten nicht zuzulassen.

Wir haben die klare Forderung, dass man in sol-
chen Bereichen auch die Länder zulässt, weil man
nicht wissen kann, welche Themen unter Umständen
noch kommen. Die Länderkompetenz ist abzubilden.
Wir erwarten, dass es den Bundesratsbeauftragten
ermöglicht wird, ihrem gesetzlichen Auftrag gerecht
zu werden, die Länderinteressen zu vertreten, und
zwar auch in Brüssel.

Jetzt kommen wir zur weiteren Zusammenarbeit.
Wir werden mit dem Bund intensiv zusammenarbei-
ten müssen, zum Beispiel wenn es um eine umfas-
sende Brexit-Anpassungsgesetzgebung geht. Hier
werden zahlreiche Regelungen zu treffen sein. Wir
werden intensiven Austausch brauchen.

Ich kann nur sagen: Wir Länder stehen dafür zur
Verfügung. Wir möchten uns einbringen und werden
das einfordern.

Am Ende kann ich wiederholen, womit ich meine
Rede begonnen habe: Ja, der Brexit ist alles andere als
schön. Er ist alles andere als das, was wir uns ge-
wünscht haben. Er ist eine Herausforderung. Ich
möchte nicht so weit gehen zu behaupten, dass wir
ihn als Chance begreifen wollen. Was man aber sagen
kann: Wir müssen den Brexit so gestalten, dass die
27 EU-Staaten und Großbritannien in einem vernünf-
tigen Miteinander leben können, damit man dauer-
haft eine gute Partnerschaft hat – leider in einem et-
was anderen Verhältnis als bisher. – Besten Dank für
die Aufmerksamkeit.

Amtierender Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzli-
chen Dank, Frau Staatsministerin Puttrich!

Als Nächster spricht zu uns Herr Wolf aus Baden-
Württemberg.

Guido Wolf (Baden-Württemberg): Herr Präsident!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist nun fast
neun Monate her, dass der Bundesrat – am 31. März
2017 – einen Beschluss zum Brexit und zur Beteili-
gung der Länder an den Verhandlungen gefasst hat.
Damals war das Austrittsgesuch von Premierministe-
rin Theresa M a y  gerade zwei Tage alt.

Seither ist viel Zeit vergangen. Seit dem 19. Juni
verhandeln die EU und das Vereinigte Königreich.
Diese Verhandlungen haben sich als extrem schwie-
rig erwiesen. Dabei hat vor allem die britische Seite
immer wieder mit Maximalforderungen irritiert und
teilweise sehr erstaunliche Standpunkte eingenom-
men.

Nur langsam wird auch den Briten klar, dass man
den Kuchen eben nicht haben und gleichzeitig essen
kann. Vor allem seit der Wahl im Juni befindet sich
Premierministerin May im ständigen innenpoliti-
schen Kreuzfeuer. Das ist die eine Seite. Auf der an-
deren Seite haben sich die 27 EU-Staaten erstaunlich
geschlossen gezeigt. Das ist einer der wenigen er-
freulichen Gesichtspunkte des Brexit.

Ansonsten – machen wir uns nichts vor – wird der
Brexit nur Verlierer kennen, und zwar auf beiden
Seiten, auf der Insel ebenso wie auf dem Kontinent.

Letzte Woche gab es endlich Bewegung bei den
Verhandlungen. Theresa May und Kommissionsprä-
sident J u n c k e r  haben sich auf einen Fortschritts-
bericht verständigt. Und der Europäische Rat wird
heute voraussichtlich feststellen, dass „ausreichende
Fortschritte“ bei den Verhandlungen erzielt wurden.

Es wurde höchste Zeit für diese erste Annäherung.
Allerdings bleiben viele Details des Austritts unge-
klärt. Lassen Sie mich nur zwei Beispiele nennen:
Wie will man eine Grenze zwischen Nordirland und
der Republik Irland errichten, ohne eine Grenze zu
errichten? Und welche Bedeutung hat eine Entschei-
dung des EuGH, wenn sie nicht verbindlich ist?

Wir werden sehen, ob der Fortschrittsbericht be-
lastbar genug ist, um darauf die zweite Verhand-
lungsphase aufzubauen. Jedenfalls kann heute fest-
gestellt werden, dass wir uns rund neun Monate nach
dem förmlichen Austrittsgesuch wieder an einer
Wegmarke der Verhandlungen befinden.

Mir ist es deshalb wichtig – auch in Ergänzung des-
sen, was Kollegin Puttrich gesagt hat –, dass wir uns
gerade jetzt im Bundesrat wieder dem Thema Brexit
widmen. Kurz vor dem Eintritt in die inhaltlichen
Verhandlungen ist ein Wort des Bundesrates ange-
bracht.

Ich will gleichfalls für den Antrag werben, den Ba-
den-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg und
Hessen in den EU-Ausschuss eingebracht haben. Er
hat zwei Stoßrichtungen:

Einerseits wollen wir deutlich machen, was uns in
der zweiten Verhandlungsphase wichtig ist. Wir alle
haben aufgrund unserer gewachsenen gesellschaftli-
chen, kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen
zum Vereinigten Königreich großes Interesse an ei-
ner weiterhin engen Zusammenarbeit.

Natürlich haben wir mit unserer exportorientierten
Wirtschaft ein hohes Interesse daran, im Handelsbe-
reich weiter mit den Briten zu kooperieren. Allein aus
Baden-Württemberg werden jährlich Waren im Wert
von 12 Milliarden Euro in das Vereinigte Königreich
exportiert.
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Die Zusammenarbeit betrifft aber auch andere Fel-

der. So haben wir in den letzten Jahrzehnten inner-
halb der EU enge Kooperationen der Polizei- und
Justizbehörden aufgebaut. Die Herausforderungen
der Gegenwart zwingen uns geradezu, hier weiter an
einem Strang zu ziehen.

Das Gleiche gilt für den Bereich Bildung und For-
schung. Es gibt zahlreiche Projekte und Kooperatio-
nen, die für den Wissenschafts- und Forschungs-
standort Europa von zentraler Bedeutung sind. Auch
hier muss eine Fortsetzung ermöglicht werden.

Damit sind aber nur einige wenige Bereiche ge-
nannt, in denen eine Kooperation unerlässlich ist.
Kurzfristig wird es darum gehen, eine Übergangs-
phase zu vereinbaren. Gerade die Wirtschaft braucht
schnell Klarheit und Planungssicherheit.

„Übergang“ heißt aber, dass die Phase zeitlich klar
begrenzt sein muss. Wie das zukünftige Verhältnis im
Einzelnen dann aussieht, werden wir sehen – ob man
sich an CETA orientiert oder an anderen bestehen-
den Modellen. Hier sollten wir für neue Lösungen of-
fen sein.

Bei allem muss jedoch eines klargestellt werden:
Das Vereinigte Königreich wird mit dem Verlassen
der EU ein Drittstaat. Wie immer das Abkommen aus-
sehen wird, es muss klar sein, dass Großbritannien als
Nicht-Mitglied der EU nicht über die gleichen Rechte
und Vorteile verfügt wie ein EU-Mitglied. Es geht
nicht darum, das Vereinigte Königreich zu bestrafen.
So bitter die Entscheidung für den Brexit ist, wir ha-
ben sie als demokratische Willenserklärung zu ak-
zeptieren. Aber wir müssen an faire Wettbewerbsbe-
dingungen und den Zusammenhalt innerhalb der EU
denken. Jedes EU-Mitglied verfügt über Rechte und
Pflichten. Beides gehört zusammen. Man kann nicht
durch einen Austritt die Pflichten abschütteln, aber
alle Vorteile behalten wollen. Vielmehr muss auch
nach dem Austritt eine ausgewogene Balance zwi-
schen Rechten und Pflichten bestehen.

Die zweite Stoßrichtung des Antrags ist eine bes-
sere Einbindung der Länder in die Verhandlungen.
Da muss mehr passieren, als bislang der Fall war. Uns
erwarten komplizierte Verhandlungen. Die Aufgabe
von uns Ländern besteht darin, die Interessen unserer
Bürgerinnen und Bürger, unserer Unternehmen und
Einrichtungen bestmöglich zu vertreten. Wir müssen
mit der Bundesregierung an einem Strang ziehen,
wenn es darum geht, die Position Deutschlands in die
Verhandlungen einzubringen.

Wir haben mit der informellen Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe eine ausgezeichnete Plattform zum Ge-
dankenaustausch geschaffen. Hier können Vertreter
der Länder und der Bundesregierung in Sachthemen
die Positionen abstimmen. Die Vertreter des Auswär-
tigen Amtes informieren auch regelmäßig die Bun-
desratsvertreter vor Ort.

Uns geht es jedoch auch darum, dass wir uns in der
Ratsarbeitsgruppe Brexit direkt mit der Kommission
rückkoppeln können. Wenn Interessen der Länder
berührt oder gar Länderkompetenzen betroffen sind,
ist es unerlässlich, dass wir zu Wort kommen. Wir

müssen deshalb darauf beharren, dass in diesen Fäl-
len auch einer unserer Bundesratsbeauftragten in
Brüssel mit am Tisch sitzt. Das war in der Vergangen-
heit leider nicht gewährleistet. Hier besteht deutli-
cher Verbesserungsbedarf. Dieser kommt in unserem
Antrag zum Ausdruck, um dessen Unterstützung ich
werbe.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Brexit-Ver-
handlungen sind wichtig – aber die Zukunft der
EU-27 ist für uns noch wichtiger. In den kommenden
Monaten wird es deswegen nicht nur darum gehen,
ein für beide Seiten akzeptables Verhandlungsergeb-
nis zu erzielen. Das ist der eine Punkt. Es wird auch
darum gehen, dass die EU-27 eng zusammenstehen
und sich nicht auseinanderdividieren lassen, dass wir
zusammen nach Lösungen für den Brexit und Euro-
pas Zukunft insgesamt suchen.

Der Schock des Brexit sitzt tief. Aber er hat uns
vielleicht verstärkt in Erinnerung gerufen, was wir an
Europa und der Europäischen Union haben. – Herzli-
chen Dank.

Amtierender Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzli-
chen Dank, Herr Minister Wolf!

Als Nächster spricht zu uns Staatsminister Roth
vom Auswärtigen Amt.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt:
Vielen Dank, Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der heutige Beschlussantrag des Bundes-
rates kommt zu einem ausgesprochen wichtigen Zeit-
punkt in den Verhandlungen über den Austritt Groß-
britanniens aus der EU. Das wissen Sie alle.

Heute Vormittag wird der Europäische Rat ausrei-
chenden Fortschritt in den Themen der ersten Ver-
handlungsphase feststellen und dann die zweite
Phase einläuten. In der zweiten Phase werden die zu-
künftigen Beziehungen und das Thema Übergangs-
phase eine zentrale Rolle spielen.

Die Bundesregierung hat sich von Beginn der Ver-
handlungen an für eine enge Einbindung der Länder
eingesetzt. Das funktioniert aus meiner Sicht recht
ordentlich. Wir haben auf der Arbeitsebene einen
sehr regen Austausch, auch in der eigens dafür ein-
gesetzten Bund-Länder-Arbeitsgruppe. Ich kann Ih-
nen versichern: Die Bundesregierung wird die Län-
der weiterhin umfassend beteiligen.

Nun haben Kollegin Puttrich und Kollege Wolf mo-
niert, dass das bei der Ratsarbeitsgruppe in Brüssel
noch nicht so richtig funktioniert. Ich will ein wenig
um Verständnis bitten: Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist dort mit 1 oder 2 Vertreterinnen und Vertre-
tern präsent. Es ist gelegentlich schwierig – auch vor
dem Hintergrund der Vertraulichkeit –, diesen Kreis
zu erweitern. Wenn wir nur einen Sitz haben, können
wir ihn schlecht teilen. Ich bitte um Verständnis für
bestimmte Obliegenheiten, die nicht allein im Ent-
scheidungsrahmen der Bundesregierung liegen.

Inhaltlich – das haben die Beiträge von Herrn Kol-
legen Wolf und von Frau Puttrich gezeigt – stimmen
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wir in weitesten Teilen völlig überein. Und das ist
auch gut so.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, erlauben Sie mir
noch einen kleinen Ausblick auf den heutigen Euro-
päischen Rat in Brüssel und den aktuellen Stand der
Brexit-Verhandlungen!

Erst am Dienstag haben wir im Allgemeinen Rat,
dem ich angehöre, in Brüssel zusammengesessen
und noch einmal mit dem Beauftragten der Kommis-
sion, B a r n i e r ,  über den derzeitigen Stand der
Verhandlungen beraten. Sie kennen den 15-seitigen
Fortschrittsbericht der Kommission und den Entwurf
der Leitlinien, mit denen sich die Staats- und Regie-
rungschefs heute befassen.

Endlich hat Großbritannien klare Zusagen für EU-
Bürgerinnen und -Bürger gemacht. Das ist schon ein-
mal ein wichtiger Erfolg.

Ebenso hat sich Großbritannien zu den bestehen-
den finanziellen Verpflichtungen bekannt und sich
verpflichtet, eine harte Zollgrenze zwischen Irland
und Nordirland zu vermeiden, auch wenn noch nicht
alle Fragen der Umsetzung beantwortet sind; das ist
schon angesprochen worden.

Dass wir überhaupt so weit gekommen sind, grün-
det allein darauf, dass die 27 Staaten, die der EU wei-
terhin angehören wollen, sehr eng und vertrauens-
voll zusammengearbeitet haben. Die Versuche, die
EU-27 zu spalten, sind bislang nicht gelungen. Das
ist ein nicht selbstverständlicher Erfolg.

Wenn der Europäische Rat heute ausreichenden
Fortschritt feststellt, stehen nächste Schritte an, die
ich nur sehr kurz aufzeigen will:

Erstens die Arbeit am Textentwurf eines Austritts-
abkommens auf Grundlage des Fortschrittsberichts.

Zweitens. Die Austrittsfragen, die dort noch nicht
abschließend beantwortet sind, müssen zügig zu
Ende gebracht werden.

Drittens. Es sollen Gespräche über eine Über-
gangsregelung nach dem Austritt geführt werden auf
Grundlage eines Mandats, das wir wohl im Januar
beschließen werden.

Viertens. Zur Vorbereitung der Gespräche über die
zukünftigen Beziehungen sollen bis März 2018 er-
gänzende Leitlinien des Europäischen Rates be-
schlossen werden.

Natürlich müssen wir dabei auf Folgendes achten:
Es kann nicht angehen, dass Großbritannien die Zu-
sagen, die in Brüssel gemacht werden, in London
wieder relativiert. So kann das notwendige Maß an
Vertrauen, das alle Beteiligten brauchen, nicht wach-
sen. Da brauchen wir eine klare Ansage in Richtung
Vereinigtes Königreich.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir begrüßen
ausdrücklich den vorliegenden Beschlussentwurf.
Auch die Bundesregierung strebt für die zukünftigen

politischen und wirtschaftlichen Beziehungen eine
enge Partnerschaft mit Großbritannien an.

Ich habe mich darüber gefreut, dass das auch in
den beiden Wortbeiträgen soeben deutlich wurde,
weil das natürlich Konsequenzen hat. Diese müssen
wir ehrlich miteinander besprechen. Wenn Großbri-
tannien aus dem Binnenmarkt, der Zollunion und
dem Europäischen Wirtschaftsraum austritt, wird es
nur noch ein Drittstaat sein und kann damit nicht die
gleichen Rechte behalten wie ein EU-Mitgliedstaat.
Das ist eine klare Ansage, die auch in London ver-
standen werden muss.

Es gilt, eine vernünftige Balance von Rechten und
Pflichten zu wahren, die die Funktionsweise des
EU-Binnenmarktes respektiert und für unsere Wirt-
schaft in Deutschland einheitliche Wettbewerbsbe-
dingungen mit Großbritannien erhält. Wir streben
eine möglichst enge Partnerschaft an, die Großbri-
tannien in EU-Programme einbinden kann wie an-
dere Drittstaaten auch. Großbritannien muss dafür
– finanziell und rechtlich – die gleichen Bedingun-
gen wie andere Drittstaaten erfüllen. Dann steht ei-
ner Zusammenarbeit, wie sie in Ihrem Beschlussent-
wurf erwähnt wird, nichts Grundsätzliches mehr im
Wege.

Weil es die Beiträge so dominiert hat, will ich kurz
noch etwas zur Bund-Länder-Zusammenarbeit sa-
gen: Das Auswärtige Amt hat – wofür ich mich auch
nach meinem Treffen mit der Europaministerkonfe-
renz im Sommer sehr eingesetzt habe – gemeinsam
mit den Ländern eine monatlich tagende informelle
Bund-Länder-Arbeitsgruppe eingerichtet.

Zudem sind wir regelmäßig in Kontakt mit den
Bundesratsbeauftragten für Brexit, die nach jeder Sit-
zung der Ratsarbeitsgruppe in Brüssel ein persönli-
ches Debriefing erhalten. Alle EU-Dokumente zum
Thema Brexit und die Berichte aus Brüssel werden an
Sie, an den Bundesrat, selbstverständlich weiterge-
leitet.

Es wäre klug und hilfreich, wenn die enge Zusam-
menarbeit bei den Brexit-Verhandlungen sowohl im
Team der EU-27 als auch im innerstaatlichen Verhält-
nis zwischen Bund und deutschen Ländern fortge-
setzt werden könnte. Die Bundesregierung ist dazu
bereit.

Der Brexit muss ein Weckruf für ganz Europa wer-
den: Ein möglicher Austritt aus der EU macht nichts
besser, aber vieles schlechter. – Vielen Dank.

Amtierender Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzli-
chen Dank, Herr Staatsminister Roth! 

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab.
Ich rufe auf:

Ziffern 1 bis 14! – Das ist die eindeutige Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 6:

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates über den europäi-
schen Kodex für die elektronische Kommuni-
kation (Neufassung)
COM(2016) 590 final; Ratsdok. 12252/16
(Drucksache 612/16, zu Drucksache 612/16)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab.
Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffern 10 und 13 bis 16 gemeinsam! – Klare Mehr-
heit.

Nun bitte ich um Ihr Handzeichen für alle noch
nicht erledigten Ziffern der Ausschussempfehlun-
gen. – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tagesord-
nungspunkte 7 a) bis e) auf:

a) Reflexionspapier der Kommission über die Zu-
kunft der EU-Finanzen
COM(2017) 358 final
(Drucksache 543/17)

b) Reflexionspapier der Kommission zur Vertie-
fung der Wirtschafts- und Währungsunion
COM(2017) 291 final
(Drucksache 444/17)

c) Reflexionspapier der Kommission: Die Globali-
sierung meistern
COM(2017) 240 final; Ratsdok. 9075/17
(Drucksache 387/17)

d) Reflexionspapier der Kommission zur sozialen
Dimension Europas
COM(2017) 206 final
(Drucksache 353/17)

e) Reflexionspapier der Kommission über die Zu-
kunft der europäischen Verteidigung
COM(2017) 315 final
(Drucksache 490/17)

Es liegen vier Wortmeldungen vor. Als Erster
spricht zu uns Minister Professor Dr. Hoff aus Thürin-
gen.

Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff (Thüringen):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Wir haben eine ausgesprochen um-
fangreiche Empfehlungsdrucksache zu den Refle-
xionspapieren der EU-Kommission. Aus Sicht Thürin-
gens soll hier eine Ziffer aufgerufen werden; das ist
die Ziffer 74.

Die Hilfsempfehlung in Ziffer 74 spricht sich für
eine gründliche Prüfung ergänzender Kriterien für
die künftige Mittelzuweisung aus. Ich möchte noch
einmal ausdrücklich um die Zustimmung zu dieser
Hilfsempfehlung werben.

Wenn man sich den am 9. Oktober veröffentlich-
ten siebten Kohäsionsbericht anschaut, wird deut-
lich, dass Herausforderungen wie Globalisierung
und demografischer Wandel, aber auch Migration
wesentlichen Einfluss auf die Entwicklungspotenzi-
ale der Regionen haben können. Wir wissen, dass
auch in unseren Bundesländern die Regionen sehr
unterschiedlich aufgestellt sind. Wir haben Stadt-
regionen. Wir haben ländliche Regionen. Wir haben
stark  vom  industriellen  Wandel  betroffene  Regio-
nen. Selbst in von negativer demografischer Ent-
wicklung betroffenen Regionen im ländlichen Raum
haben wir Wachstumskerne, die aufgrund einer
klugen Ansiedlungspolitik oder einer sehr guten in-
dustriellen Entwicklung entstanden sind, aber noch
nicht die Kraft haben, die umliegende Region mit
hochzuziehen.

Die unterschiedlichen regionalen Entwicklungen
muss man zur Kenntnis nehmen. Das zeigt, dass auch
die Übergangs- und die stärker entwickelten Regio-
nen vor Herausforderungen stehen. Es muss eine
Antwort auf die sehr unterschiedliche regionale Ent-
wicklung gefunden werden. Es geht um einen Aus-
gleich der Entwicklungschancen, wenn man dem
Verfassungsprinzip der gleichwertigen Entwicklung
aller Regionen – das wir nicht nur im Grundgesetz,
sondern auch in unseren Landesverfassungen ha-
ben – Rechnung tragen will.

Vor diesem Hintergrund wird derzeit diskutiert, in
welcher Form die Kohäsionspolitik diese Herausfor-
derungen zukünftig berücksichtigen sollte und wie
die Herausforderungen im europäischen Vergleich
gemessen werden können.

Auf der europäischen Ebene gibt es einen intensi-
ven Austausch mit den Regionen. Es gibt ein Zusam-
menspiel von Bundesratsinteressen und AdR-Interes-
sen. An dieser Stelle möchte ich Kollegen Schneider
aus Sachsen-Anhalt ausdrücklich dafür danken, dass
er für die deutschen Länder auch auf der Kommis-
sionsebene genau zu diesem Thema intensive Ge-
spräche mit der Kommission führt.

Die Kommission hat durchblicken lassen, dass sie
ergänzende Indikatoren zum bewährten Bruttoin-
landsprodukt/Kopf-Indikator für sinnvoll hält, wenn
man nicht nur das allgemeine Wohlstandsniveau einer
Region, sondern auch die regionalpolitischen Heraus-
forderungen in der Kohäsionspolitik berücksichtigen
will. Sie spricht sich gerade auch mit Blick auf die Be-
troffenheit der Übergangs- und der stärker entwickel-
ten Regionen für die Hinzuziehung weiterer Indikato-
ren aus.

Wir sollten deshalb den konkreten Vorschlag der
Kommission abwarten. Wir können davon ausgehen,
dass er kommt. Warum können wir davon ausgehen?
Wir hatten jüngst eine ausgesprochen interessante
Veranstaltung in Brüssel. Der zuständige Ausschuss
hatte nicht nur die nationalen Parlamente, sondern
auch den AdR, die Kommission etc. eingeladen, um
in einem wirklichen internationalen Austausch auch
mit den Vertretern der nationalen Parlamente über
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deren Interessen zu reden. Als wir über demogra-
fische Faktoren und über Stadt-Land-Gegensätze
gesprochen haben, haben wir festgestellt – Stefan
Ludwig aus Brandenburg, ich selbst und Kollege
Schneider waren dort –, dass es eine sehr deutliche
Positionierung aus italienischer Sicht, aus polnischer
Sicht und aus der Sicht weiterer europäischer Länder
gibt. In den Fragen der demografischen Entwicklung
und des Stadt-Land-Gegensatzes unterscheidet sich
der Thüringer Wald nicht wesentlich vom Wester-
wald, wenn wir die unterschiedlichen Dimensionen
anschauen.

Die Kommission ist aufgefordert worden, entspre-
chende Vorschläge zu unterbreiten. Wir sollten des-
halb abwarten, welche Indikatoren seitens der Kom-
mission konkret vorgeschlagen werden und wie sie
im System der Mittelverteilung Berücksichtigung fin-
den können. Wir sollten uns unsere Offenheit für
diese Vorschläge bewahren.

Wenn die Hilfsempfehlung zu Ziffer 74 abgelehnt
würde – was ich ausgesprochen bedauern würde –,
dann würden wir als Bundesrat zum jetzigen Zeit-
punkt sagen, dass neue Kriterien aus deutscher Sicht
nur kritisch gesehen werden. Das trifft aber nicht zu,
wie ich deutlich gemacht habe. Aus diesem Grund
bitte ich Sie nachdrücklich um Unterstützung der Zif-
fer 74. – Herzlichen Dank.

Amtierender Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzli-
chen Dank, Herr Hoff!

Als Nächster spricht zu uns Minister Wolf aus Ba-
den-Württemberg.

Guido Wolf (Baden-Württemberg): Herr Präsident!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir senden das
richtige Zeichen, wenn wir heute im Bundesrat nicht
nur über den Brexit diskutieren, sondern auch über
die Zukunft der Europäischen Union sprechen. Denn
wir müssen den Blick nach vorne richten. Wir dürfen
den Brexit nicht die Debatte um die Zukunft der Eu-
ropäischen Union überlagern lassen.

( V o r s i t z :  Amtierende Präsidentin 
Lucia Puttrich)

Die Reflexionspapiere der Kommission, die heute
den Gegenstand der Beratung bilden, sind als Dis-
kussionsgrundlage zum Teil schon etwas überholt.
Sie wurden einmal überholt von Kommissionsprä-
sident J u n c k e r , der im September in seinem
„6. Szenario“ seine Vorstellungen von der Zukunft
der EU geschildert hat.

Dann hat der französische Staatspräsident
M a c r o n  in seiner vielbeachteten Rede vor der
Sorbonne-Universität den französischen Standpunkt
klargemacht.

Letzte Woche hat die Kommission umfassende und
konkrete Vorschläge zur Reform der Wirtschafts- und
Währungsunion gemacht, die gerade auf dem Gipfel-
treffen in Brüssel erstmals diskutiert werden.

Es wird also höchste Zeit, dass auch Deutschland
sich erklärt. Gerade weil wir derzeit nur eine
geschäftsführende Bundesregierung haben, ist es
wichtig, dass wir Länder hier klar Stellung beziehen:
Welche der vorliegenden Vorschläge sollen wir unter-
stützen? Sind die angesprochenen Themenfelder
wirklich die richtigen? Welche Vorschläge machen
wir selbst?

Es ist selbstverständlich, dass wir in der Diskussion
einen eigenen selbstbewussten Standpunkt aus Sicht
der deutschen Länder einnehmen müssen. Wichtig
ist dabei, dass wir diesen Standpunkt auf einer brei-
ten Grundlage entwickeln. Wir müssen die Bürgerin-
nen und Bürger, die Kommunen und Landkreise, Un-
ternehmen, Verbände und Institutionen mitnehmen,
wenn wir wollen, dass die Europäische Union breite
Akzeptanz findet.

Wir in Baden-Württemberg wollen das gesamte
Jahr 2018 für einen breiten Europa-Dialog – einer-
seits mit Experten, andererseits mit Bürgern – nutzen.
Wir wollen hören, was die Menschen mit Blick auf
die Europäische Union bewegt, worüber sie sich sor-
gen und was sie von der EU erwarten.

Aber wie soll das Europa der Zukunft aussehen?

Ein Pfeiler der Zukunftsdebatte wird weiterhin die
deutsch-französische Freundschaft sein. Frankreich
und Deutschland zusammen bilden historisch wie
politisch das Herz des vereinten Europas. Wenn
diese so unterschiedlichen Mitgliedstaaten sich auf
etwas verständigen konnten, dann war das in den
meisten Fällen ein guter Kompromiss für die ande-
ren Mitgliedstaaten. Durch die Wahl Macrons hat
der deutsch-französische Motor neuen Schwung be-
kommen.

Während Populisten in aller Welt bereits das Ende
der europäischen Einigung zu beschwören versu-
chen, setzen Deutschland und Frankreich gemein-
sam auf ein starkes Europa.

Dies darf aber nicht bedeuten, dass andere Länder
zunehmend aus dem Blick geraten oder abgehängt
werden. Wir müssen akzeptieren und berücksichti-
gen, dass insbesondere in Osteuropa eine andere
Vorstellung von der Europäischen Union besteht.

Ich will an den großen Europäer Helmut K o h l
erinnern. Ihm war immer daran gelegen, dass Europa
eine Heimat für die sogenannten kleinen Staaten
bietet. Wenn wir also über ein Europa der zwei Ge-
schwindigkeiten nachdenken, dürfen wir kleinere
oder jüngere Mitglieder der Europäischen Union
nicht aus dem Blick verlieren.

Ein weiterer Pfeiler der europäischen Zukunftsde-
batte ist für mich das Subsidiaritätsprinzip. Gerade
als deutsches Land halten wir das Subsidiaritätsprin-
zip hoch und fragen bei jeder neuen Idee: Muss das
wirklich europäisch gemacht werden? Und kann das
die EU wirklich besser?

Bei Sicherheits- und Verteidigungsfragen und beim
gemeinsamen Grenzschutz ist das für mich klar. Hier
ist eine engere Zusammenarbeit der EU-Staaten rich-
tig und wichtig. Die Bürgerinnen und Bürger erwarten
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gerade im Kampf gegen Terror oder Cyberkriminalität
ein handlungsfähiges Europa, das die Menschen be-
schützt und ihnen Sicherheit bietet.

Auch die Themen Migration und das Gemeinsame
Europäische Asylsystem bleiben auf der europäi-
schen Agenda. Hier müssen im Rat endlich tragfä-
hige europäische Lösungen gefunden werden.

Auch in der Wirtschafts- und Währungspolitik gibt
es noch jede Menge Diskussionsbedarf. Zweifels-
ohne muss die Wirtschafts- und Währungsunion fort-
entwickelt werden. Nur so werden sich Wachstum
und Stabilität dauerhaft sichern lassen.

Brauchen wir dafür einen neugeschaffenen Euro-
Haushalt? Nur mehr Geld wird nichts bringen, wenn
die Strategie nicht stimmt, wenn wirtschaftspolitische
Fehlsteuerungen damit zementiert würden.

Ein aufgewerteter und gestärkter ESM würde
wahrscheinlich mehr für Stabilität und Wachstum er-
reichen als die Verlagerung aller Zuständigkeiten auf
die Kommission – ein ESM, der sich strikt an die ehe-
dem in der Euro-Zone vereinbarten Regeln hält.

Für mich ist in der Zukunftsdebatte ein weiterer As-
pekt entscheidend: die Rechtsstaatlichkeit. Schließ-
lich basiert die europäische Einigung gerade darauf,
dass das Recht stärker ist als der Machtanspruch ein-
zelner Staaten. Rechtsstaatlichkeit, die Einigung auf
feste Spielregeln und dann auch deren Einhaltung ist
ein zentraler Pfeiler der Europäischen Union.

Es ist deswegen mehr als nur ein Schönheitsfehler,
wenn in zentralen Politikfeldern wie der Währungs-
oder Flüchtlingspolitik Spielregeln ausgehebelt und
Vereinbarungen gebrochen wurden. Beides hat Eu-
ropa viel Vertrauen gekostet. Dieses Vertrauen in
rechtsstaatliche Grundsätze müssen wir zurückge-
winnen.

Liegt der Schlüssel darin, Fehlverhalten und Ver-
stöße nur klarer zu benennen, oder braucht es auch
spürbare – und damit vielleicht finanzielle – Sanktio-
nen? Das ist eine Frage, die aktuell vor allem mit
Blick nach Osteuropa Brisanz besitzt. Hier ist an das
Vertragsverletzungsverfahren gegen Polen vor dem
EuGH zu denken, in dem ein Zwangsgeld angedroht
werden musste, um rechtsstaatliches Verhalten zu er-
reichen und die Abholzung eines Urwalds zu verhin-
dern. Auch die Justizreformen in Polen stimmen sor-
genvoll.

Die Kommission stellt in ihren Reflexionspapieren
selbst einen Zusammenhang zwischen dem Stand
der Rechtsstaatlichkeit und der Vergabe von EU-Mit-
teln her. Ich halte das für einen Schritt, über den man
zumindest ernsthaft nachdenken sollte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abschließend
noch ein Wort zum Stichwort „Vereinigte Staaten von
Europa“!

Dieser Vorschlag erscheint so weitgehend, dass er
Europa und vor allem die Europäer zumindest derzeit
überfordern würde. Für mich sind diese Diskussionen
um die Vereinigten Staaten von Europa bauliche Er-
weiterungspläne, die sich im Dachgeschoss des euro-

päischen Hauses abspielen sollten. Doch derzeit gibt
es noch viel zu tun, um das Fundament abzusichern.
Wer am Dach hantiert, der gefährdet die Statik des
europäischen Hauses.

Europapolitische Maximalforderungen schaden des-
halb der Suche nach Gemeinsamkeiten hier in Berlin
ebenso wie in Brüssel. – Herzlichen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Ich danke
Ihnen.

Als Nächste spricht Frau Ministerin Honé aus Nie-
dersachsen.

Birgit Honé (Niedersachsen): Sehr geehrte Frau
Präsidentin! Liebe Kollegen und Kolleginnen! „Und
jetzt, Europa? Wir müssen reden!“ Das ist der sehr
passende Titel der bundesweiten Bürgerdialoge zur
Zukunft der EU. Wir sind aufgefordert, die Ausrich-
tung Europas zu diskutieren und uns den Herausfor-
derungen zu stellen.

Ich bin der Überzeugung: Wir brauchen nicht we-
niger Europa. Wir brauchen mehr Europa. Wir brau-
chen vor allem ein besseres Europa.

Gelingen wird uns das nur, wenn die Bürgerinnen
und Bürger das auch wollen. Das Bewusstsein für
europäische Werte und der Wunsch nach Zusammen-
halt sind gestiegen. Aber weiterhin stehen die Bürge-
rinnen und Bürger den Institutionen der Europäi-
schen Union skeptisch gegenüber. Wie wichtig ein
starkes Europa und gemeinsame Antworten sind, zei-
gen die aktuellen Herausforderungen, die, wie die
terroristische Gefahr oder der Klimawandel, eben
nicht an den Grenzen der Mitgliedstaaten enden. Ein
Alleingang führt gerade nicht zum Erfolg.

Der Nutzen Europas hat konkrete Auswirkungen
auf das Leben der Bürgerinnen und Bürger. Diesen
Mehrwert müssen wir noch deutlicher herausstellen.
Deshalb müssen wir uns auf die Themen konzentrie-
ren, die den Menschen unter den Nägeln brennen.

Dazu gehören: eine Einigung auf die Regelung
zum Gemeinsamen Europäischen Asylsystem und
der legalen Migration, damit denen, die Schutz brau-
chen, europaweit geholfen werden kann; die Siche-
rung unserer Außengrenzen – hier sind wir übrigens
schon ein gutes Stück vorangekommen –; der Schutz
der Bürgerrechte in Zeiten der technisch möglichen
Totalüberwachung; der Umgang mit den globalen
Wertschöpfungsketten und der Flexibilisierung der
Arbeitsverhältnisse; last, but not least der Schutz un-
serer Sozialsysteme angesichts des digitalen Wandels
der Volkswirtschaften.

Wir brauchen ein Europa der Bürgerinnen und Bür-
ger, ein Europa, das schützt, ein soziales Europa, ein
demokratisches Europa.

Die Diskussion über die Neuausrichtung der Euro-
päischen Union wird bereits seit einiger Zeit intensiv
geführt und wurde von der Kommission im März mit
ihrem Weißbuch zur Zukunft der EU eröffnet. Dort
sind die bekannten fünf Szenarien beschrieben, die
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Europa verändern können. Auf dieser Grundlage hat
die Europäische Kommission im laufenden Jahr fünf
Reflexionspapiere vorgelegt, die Sie alle kennen. Sie
enthalten wichtige Aspekte der Zukunftsdebatte.

Auch wir haben uns im Kreise der Europaministe-
rinnen und Europaminister sehr intensiv mit den Vor-
lagen zur Zukunft der Europäischen Union auseinan-
dergesetzt. Wir stehen vor großen Herausforderungen
und wissen, dass wir die Zukunft Europas selbst in der
Hand haben. Deshalb liegen einige Vorschläge, wie
wir die Zukunft gestalten können, bereits auf dem
Tisch:

Der französische Präsident Macron wirbt für ein
gemeinsames Eurozonen-Budget und einen EU-Fi-
nanzminister. Auch die Vereinigten Staaten von Eu-
ropa sind wieder genannt worden.

Was genau davon wirklich hilfreich und notwendig
ist, müssen wir intensiv miteinander diskutieren.
Deutschland muss sich hierzu eine Meinung bilden.
Insofern wird der Bundesrat heute mit seiner Stel-
lungnahme zu dieser Debatte beitragen.

Ich freue mich über einige klare, unmissverständli-
che Aussagen:

Wir alle unterstützen das Anliegen, eine geeinte,
stärkere und demokratischere Europäische Union zu
schaffen, ein Europa, das sich gegenüber künftigen
Herausforderungen handlungsfähig zeigt.

Und wir alle stellen uns hinter das Ziel einer ge-
rechteren Verteilung der Globalisierungschancen in-
nerhalb der EU und weltweit.

Wir sind uns darin einig, dass wir internationale
Maßnahmen zur Stabilisierung des Finanzsektors,
zur Korruptionsbekämpfung, zur Bekämpfung von
Steuervermeidung, zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen und zur Erreichung gemeinsamer Um-
welt- und Klimaschutzziele wollen.

Im Bundesrat, liebe Kolleginnen und Kollegen,
werden wir uns natürlich weiter mit diesen Themen
befassen, insbesondere mit einem: Wie soll die Euro-
päische Union künftig finanziert, wie sollen die knap-
pen Mittel verteilt werden, wenn doch die Aufgaben
zunehmen, aber mit dem Brexit zugleich ein starker
Finanzpartner ausfällt? Wir werden die für Mai 2018
angekündigten Vorschläge zum neuen Mehrjährigen
Finanzrahmen nach 2020 zu prüfen haben und eine
Länderposition dazu vereinbaren.

In der Stellungnahme, die wir heute annehmen, ist
bereits ausführlich die Kohäsionspolitik diskutiert.
Sie verkörpert die Solidarität zwischen den euro-
päischen Regionen. Sie soll helfen, Unterschiede ein-
zuebnen. Sie ist aber – das war uns wichtig zu beto-
nen – nicht nur in den schwächeren Regionen nötig,
sondern trägt überall dazu bei, den Mehrwert Euro-
pas vor Ort erfahrbar zu machen. Deshalb müssen
wir dafür sorgen, dass die Mittel gesichert bleiben.

Ein Punkt unserer Stellungnahme liegt mir beson-
ders am Herzen: Das ist das soziale Europa.

Für ein starkes Europa braucht es neben der wirt-
schaftlichen Einheit einen sozialen Raum gemeinsa-

men Wohlstands. Wir müssen dem sozialen Europa
einen höheren Stellenwert geben.

Die Europäische Kommission hat mit der Vorlage
der „Säule sozialer Rechte“ einen ersten Grundstein
dafür gelegt, wie dies aussehen könnte. Es geht dabei
nicht darum, die Kompetenzen der Mitgliedstaaten in
Frage zu stellen, sondern die Harmonisierung der na-
tionalen Regeln voranzubringen und für ein sozialeres
Europa zu sorgen. Ziele müssen gerechtere Arbeits-
bedingungen und ein besserer Arbeitsschutz sein,
insgesamt eine soziale Aufwärtskonvergenz überall in
Europa.

Die Arbeitswelt verändert sich in sehr schnellen
Schritten. Die Digitalisierung erfordert es, dass wir
hier nachjustieren. Die Zahl der Selbstständigen, die
als „moderne Tagelöhner“ – ohne Tariflohn, ohne
soziale Absicherung, ohne betriebliche Mitbestim-
mung – ihren Lebensunterhalt verdienen, hat deutlich
zugenommen. Wir müssen uns daher damit beschäfti-
gen, welche Änderungen im Arbeits- und Sozialrecht
in der digitalisierten Arbeitswelt nötig sind, um ge-
sunde Arbeitsbedingungen, Mitbestimmung und so-
ziale Absicherung zu ermöglichen.

Unser langfristiges Ziel ist die Harmonisierung der
Mitgliedstaaten im sozialen Bereich, damit ein ein-
heitliches Schutzniveau in Europa gewährleistet wer-
den kann.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt
noch weitere Ideen und Visionen, die die Öffentlich-
keit mit Blick auf die Zukunft Europas diskutiert:

Es steht außer Frage, dass für die Menschen in den
schwächeren Euro-Staaten das Bild der Europäischen
Union entscheidend davon abhängt, ob Europa soli-
darisch ist. Wir brauchen mehr Investitionen und So-
lidarität mit den schwächeren Euro-Staaten. Dazu
gehören Investitionen in die Zukunftsmärkte unserer
Unternehmen, Investitionen in eine Partnerschaft, die
uns Sicherheit bietet.

Deutschland selbst hat übrigens zwischen 2000
und 2006 die Solidarität der anderen EU-Staaten er-
fahren: Rund 29 Milliarden Euro erhielten wir aus
den EU-Strukturfonds vor allem für die neuen Bun-
desländer.

Für alle politischen Ideen und gemeinsamen Ant-
worten, die wir diskutieren, gibt es am Ende einen
Gradmesser, und das sind die Wahlen zum Europäi-
schen Parlament im Jahr 2019. Welche Ideen und
Vorstellungen sich durchsetzen, entscheiden die Bür-
gerinnen und Bürger. Wichtig ist, dass wir frühzeitig
in den Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern ein-
treten, um europafeindlichem Populismus keine
Chance zu geben.

Der Ausschuss der Regionen hat gemeinsamen mit
dem Europäischen Parlament eine Kommunikations-
initiative mit dem Titel „Going local“ gestartet. Es
freut mich sehr, dass die beiden Gremien schon früh-
zeitig ihre Ressourcen bündeln und eine gemeinsame
Strategie auf den Weg bringen.

Um die beschriebenen Herausforderungen zu be-
wältigen, brauchen wir klare Regeln und vor allem
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den Mut, weitere Schritte auf diesem Weg zu gehen.
Verbessern wir gemeinsam Europa! Alle Alternativen
wären schlechter. – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank Ihnen!

Es liegt noch eine Wortmeldung vor: Herr Bürger-
meister Dr. Lederer aus Berlin.

Dr. Klaus Lederer (Berlin): Frau Präsidentin! Meine
sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! In welchem
Europa wollen wir leben? Das ist die zentrale Frage,
um die sich die fünf Reflexionspapiere der Europäi-
schen Kommission, über die wir heute debattieren,
ebenso drehen wie das vorausgegangene „Weißbuch
zur Zukunft der EU“ und die von Kommissionspräsi-
dent Juncker in seiner Rede zur Lage der Union im
September 2017 skizzierte Zukunftsvision. Auch die
Rede des französischen Staatspräsidenten Macron
liefert wichtige Beiträge zur aktuellen Debatte.

In welchem Europa wollen wir leben? Das ist eine
brennende Frage, weil es alles andere als ausgemacht
ist, wie das Zusammenleben auf unserem Kontinent in
Zukunft aussehen soll. Soll es überhaupt ein wirkli-
ches Zusammenleben sein, womöglich ein engeres als
bisher? Oder geht es eher um ein Nebeneinanderher-
Leben, einen Rückzug auf die jeweils eigene natio-
nale Identität und nationalstaatliche Regulierung?

1990 fortfolgende ist viel vom „gemeinsamen Haus“
die Rede gewesen. Auch Herr Kollege Wolf hat diese
Metapher benutzt. Ist die EU gar nur eine Zweck-
WG, die aus Sicht einiger Länder – Stichwort Brexit –
ihren Zweck nicht mehr erfüllt? Ohne die Gebäu-
demetaphern zu sehr zu strapazieren, würde ich
Kollegen Wolf replizieren wollen: Wenn es im Dach
hereinregnet, nimmt irgendwann auch das Funda-
ment Schaden.

Ich will nicht in Schwarzmalerei verfallen, aber es
ist nicht zu bestreiten, dass wir uns in einer Zeit dras-
tischer globaler Umbrüche befinden und auch Eu-
ropa am Scheideweg steht. Europa steht vor großen
Herausforderungen, etwa die stetig voranschreitende
Globalisierung, die Auswirkungen neuer Technolo-
gien auf Gesellschaft und Arbeitsplätze, der bevor-
stehende Brexit, die Nachwirkungen der Finanz- und
Wirtschaftskrise, globale Fluchtbewegungen und nicht
zuletzt die Bedrohung durch den internationalen Ter-
rorismus.

Auf der anderen Seite: Der Prozess der europäi-
schen Einigung ist kein Selbstläufer. Der bisher er-
reichte Fortschritt kann ohne massive Anstrengungen
kaum noch aufrechterhalten werden. Und manche ak-
tuellen Rückschläge sind so hart, dass sie als Trend-
wende erscheinen können:

In zahlreichen europäischen Ländern haben
rechtspopulistische und nationalistische Bewegun-
gen massiv an Zuspruch gewonnen.

In einigen Mitgliedstaaten erleben wir Regierun-
gen, denen Rechtsstaatlichkeit und Gewaltenteilung

als lästige Hindernisse beim autoritären Durchregie-
ren erscheinen.

Grundrechte, die uns als selbstverständlich er-
scheinen, werden von rechts zur Disposition gestellt.

Aber mehr noch: Müssen sich nicht viele Politike-
rinnen und Politiker der europäischen Ebene wie
auch aus den Mitgliedstaaten – Deutschland einge-
schlossen – fragen, welche sozial problematischen
Effekte, welche Entwicklungen zur Entsolidarisie-
rung geführt und auch die Entfremdung der Bürge-
rinnen und Bürger von der EU befördert haben?

Und hierzulande: Wie aufrichtig konnte es unseren
europäischen Nachbarn erscheinen, wenn Deutsch-
land genau in dem Augenblick nach mehr Solidarität
bei der Aufnahme von Geflüchteten rief, als diese
plötzlich in Größenordnungen auch hierzulande an-
kamen und nicht länger als ein Problem der EU-Au-
ßengrenzen betrachtet werden konnten?

Frau Kollegin Honé hat dankenswerterweise da-
rauf hingewiesen: Auch an anderer Stelle hat
Deutschland die Solidarität der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union durchaus erfahren.

Die Politik der wirtschaftlichen Deregulierung, der
Privatisierung und der Austerität hat offenkundig
Umverteilungseffekte gehabt, die im Ergebnis sogar
von der OECD kritisiert wurden. Gewinne und Ver-
luste sind höchst ungleich verteilt. Für die große
Mehrheit der europäischen Bevölkerung war das fa-
tal – und damit auch für die europäische Idee.

Natürlich war es ein folgenschwerer Konstruktions-
fehler, einen gemeinsamen Wirtschafts- und Wäh-
rungsraum zu kreieren, ohne die politischen Instru-
mente zum Ausgleich der dabei entstehenden
Ungleichgewichte zu schaffen. Die Programme der
europäischen Kohäsionspolitik können das allein un-
möglich leisten.

Gleichwohl – und da bin ich bei Frau Honé – bildet
eine Kohäsionspolitik für alle Regionen einen zentra-
len Baustein für die Zukunft Europas. Denn die Wir-
kungen des europäischen Projekts müssen für die
Bürgerinnen und Bürger in der EU spürbar sein. Aus
diesem Grund darf sich die EU auch nicht aus den
Bereichen zurückziehen, in denen europäischer
Mehrwert unmittelbar erfahrbar ist. Dafür müssen wir
Sorge tragen.

Wir müssen dafür Sorge tragen, dass die Ausgaben
in den Bereichen der EU-Kohäsionspolitik nach 2020
trotz der geschätzten Mehrbedarfe und trotz neuer
Prioritäten nicht gekürzt werden. Eine wirkungsvolle
Regionalpolitik muss erhalten bleiben und im Mehr-
jährigen Finanzrahmen angemessen ausgestattet
werden.

Mit Blick auf den Mehrjährigen Finanzrahmen
nach 2020 und im Lichte des Brexit ist ein ausgewo-
gener Maßnahmenmix auf der Einnahme- und der
Ausgabenseite erforderlich. Auf der Einnahmeseite
ist eine Anhebung der Eigenmittelobergrenze gebo-
ten, denn verantwortungsvolles Handeln in der Zu-
kunft erfordert eine angemessene Ausstattung mit fi-
nanziellen Ressourcen, um die finanziellen Folgen
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des Brexit kompensieren und neue Herausforderun-
gen stemmen zu können.

Darüber hinaus sollten künftig Strafzahlungen auf-
grund von Wettbewerbsverfahren ebenso im EU-
Haushalt verbleiben wie die nicht verausgabten EU-
Haushaltsmittel. Ich kann mir vorstellen, dass Letztere
als flexible Krisenreserve im Rahmen der EU-Finanz-
planung verwendet werden, soweit der Rat dies im
Einzelfall beschließt.

Besorgniserregend ist, dass wir in Europa aktuell
ein immer stärkeres Auseinanderdriften von Einkom-
men und Vermögen erleben. Ein soziales Aufstiegs-
versprechen gibt es für große Teile der europäischen
Bevölkerung schon lange nicht mehr. Und so erleben
wir in Europa – mitten durch die nationalen Gesell-
schaften hindurch – eine zunehmende Spaltung zwi-
schen gut ausgebildeten, akademisch geprägten und
überwiegend urbanen Milieus, die sich ganz selbst-
verständlich zwischen den europäischen Metropolen
hin und her bewegen und sich ein Leben mit spürba-
ren innereuropäischen Grenzen gar nicht mehr vor-
stellen können und nicht mehr vorstellen wollen. Auf
der anderen Seite stehen diejenigen, für die Europa
vor allem einen knallharten Wettbewerb um ohnehin
schon extrem knappe Ressourcen bedeutet.

Wer sich durch die gesellschaftlichen Entwicklun-
gen und die Umbrüche in der Arbeitswelt, die mit Di-
gitalisierung, Roboterisierung, aber auch mit der Öff-
nung der Arbeitsmärkte verbunden sind, in seiner
gesellschaftlichen Stellung oder gar in seiner Existenz
bedroht sieht, ist gewiss anfälliger für Ressentiments
und für rechtspopulistische Nostalgie und sehnt sich
möglicherweise zurück in die vermeintlich homoge-
neren, geordneteren Gemeinschaften der Vergangen-
heit. Auch das haben uns Wahlergebnisse der letzten
Jahre ganz deutlich vor Augen geführt.

Diese Nostalgie, die sich in einer Sehnsucht nach
dem Rückzug auf den Nationalstaat ausdrückt, kann
natürlich schon deswegen keine Antwort für die Zu-
kunft sein, weil sie ausblendet, in Kauf nimmt oder
sogar begrüßt, was der Nationalismus immer mit sich
brachte: Xenophobie, Rassismus, Sexismus, Antise-
mitismus, Hass auf alles andere oder vermeintlich an-
dere, Aus-Grenzung im Wortsinne.

Das Zurück zum Nationalstaat kann aber auch aus
einem anderen Grund keine Lösung sein – auch diese
Tatsache ist eigentlich so evident, dass es schon er-
staunlich ist, wie oft sie ignoriert wird –: Die großen
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts, die aus ei-
ner globalisierten und zunehmend digitalisierten
Welt resultieren, mit all ihren sozialen Verwerfungen,
mit dem rasanten menschengemachten Klimawandel,
sind Menschheitsherausforderungen. Kein Land kann
sie für sich alleine meistern. Nicht einmal Europa
kann das für sich allein. Aber erst die europäische Ei-
nigung bietet uns überhaupt die reale Chance, diese
Aufgaben gemeinsam anzugehen.

Um das europäische Projekt zu retten und den Auf-
stieg völkisch-nationalistischer Kräfte zu stoppen,
stehen wir vor zwei besonders drängenden Aufga-
ben: Wir müssen die soziale Spaltung Europas stop-

pen, und wir müssen die Europäische Union demo-
kratisieren.

Die Unterzeichnung einer Europäischen Säule so-
zialer Rechte in Göteborg im November dieses Jahres
auf dem ersten europäischen Sozialgipfel seit 20 Jah-
ren war ein wichtiger Schritt hin zu einem sozialeren
Europa, auch wenn er längst überfällig war. Wir re-
den immer wieder über soziale Rechte und damit
über die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe-
dingungen der Menschen in Europa. Das ist schon
einmal ein Erfolg. Aber beim Reden darf es nicht
bleiben. Die soziale Säule muss mehr sein als eine
politische Verpflichtungserklärung. Den vielen eh-
renvollen Worten müssen konkrete Schritte folgen.
Diese müssen rechtlich durchsetzbar sein und durch-
gesetzt werden.

Ich will es ganz deutlich sagen: Wenn sich nun alle
für die Proklamation der sozialen Säule loben, auf die
Schultern klopfen und ansonsten die Hände in den
Schoß legen, ist die Europäische Union in großer Ge-
fahr. Bis zur Europawahl 2019 muss die soziale Säule
mit Leben erfüllt werden. Wann, wenn nicht jetzt! In
dieser Hinsicht hat Jean-Claude Juncker total Recht,
wenn er seine Kommission als „die Kommission der
letzten Chance“ bezeichnet.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten stehen
hier vor einer enormen Aufgabe. Ich sehe dabei auch
eine besondere Verantwortung der neuen Bundesre-
gierung, wie auch immer sie aussehen mag. Deutsch-
land darf bei der Konkretisierung und rechtlichen
Verankerung der sozialen Säule nicht bremsen.

Wie schön wäre es, wenn eine deutsche Bundesre-
gierung mit Leidenschaft sozialpolitische Fortschritte
auf die europäische Agenda setzen würde, beispiels-
weise eine europäische Erwerbslosenversicherung
oder eine europäische Grundsicherung! Ein Europa,
das sich nicht nur als Wirtschaftsraum oder als Si-
cherheits- und Verteidigungsprojekt begreift, son-
dern selbstbewusst als Gerechtigkeits-, Emanzipa-
tions- und Friedensprojekt, ein solches Europa wäre
in der Lage, wieder Vertrauen zu schaffen. Es wäre
vielleicht sogar in der Lage, wieder mehr Menschen
für Europa zu begeistern. Wir dürfen nicht nur auf
die Regierungen der Mitgliedstaaten gucken, wir
müssen vor allem auf die Millionen Europäerinnen
und Europäer gucken. Ihre Herzen müssen wir errei-
chen.

Die zweite Aufgabe, die endlich ernsthaft ange-
gangen werden muss, ist die Demokratisierung der
EU. Das würde zum Beispiel bedeuten: eine stärkere
demokratische Legitimation des Europäischen Parla-
ments durch ein echtes Gesetzesinitiativ- und Bud-
getrecht.

Auch der Vorschlag von Juncker, das Spitzenkandi-
datenprinzip bei Europawahlen beizubehalten, trägt
zu mehr Demokratie und Transparenz bei. EU-Bür-
gerinnen und -Bürger sollten über den nächsten
Kommissionspräsidenten – vielleicht auch einmal die
nächste Kommissionspräsidentin – entscheiden, nicht
mehr die Staats- und Regierungschefs hinter ver-
schlossenen Türen, wie es lange Jahre der Fall war.
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Meine Damen und Herren, in Deutschland haben

sich zahlreiche proeuropäische Vereine und Initiati-
ven zu der Kampagne „The European Moment“ zu-
sammengetan, um mit einer ganzen Reihe von Vor-
schlägen eine solche Demokratisierung Europas
anzustoßen. Nun kommt es auf den Einsatz des Deut-
schen Bundestages und der nächsten Bundesregie-
rung an, denn hier müssen die nächsten Schritte er-
folgen. Ich persönlich halte „The European Moment“
für eine großartige Initiative. Man muss überhaupt
nicht jede einzelne Forderung teilen, vieles kann
man mit Sicherheit auch kontrovers diskutieren.
Aber: Der Impuls zur Gestaltung des zukünftigen Eu-
ropa ist da, und dieser Impuls ist unfassbar wertvoll.

Aus diesem Grund bin ich auch dankbar für die
Vorschläge, die Emmanuel Macron und Jean-Claude
Juncker in den letzten Wochen und Monaten unter-
breitet haben. Nicht, weil ich allen zustimmen
würde! Viele der vorgeschlagenen Maßnahmen ge-
hen mir nicht weit genug, bei manchen teile ich nicht
einmal die Richtung. Aber immerhin streiten wir wie-
der über Europa. Wir streiten über etwas, das uns
wichtig ist.

Ich will zum Schluss noch auf einen Aspekt hinwei-
sen, der in den Reflexionspapieren so gut wie keine
Rolle spielt: die Kultur. Sie fehlt in den Reflexionspa-
pieren nicht, weil die Kommission sich nicht dafür in-
teressieren würde, sondern weil die Mitgliedstaaten
Kulturpolitik bisher fast ausschließlich als eine natio-
nale Aufgabe betrachten. Ausgerechnet Kultur! Aus-
gerechnet die Kulturförderung, die doch den frucht-
barsten Boden bereiten könnte für europäischen
Austausch und Dialog, für die Selbstverständigung
der europäischen Gemeinschaft!

Die Europäische Union als Friedens- und Frei-
heitsprojekt ist …, recht besehen, wesentlich
auch ein kulturpolitisches Projekt.

Das schreibt Robert M e n a s s e ,  und er hat damit
völlig Recht. Dennoch: Keines der durch die Kommis-
sion vorgestellten Zukunftsszenarien erkennt die
fundamentale Rolle der Kultur an, wie bereits der
kulturpolitische Dachverband „Culture Action Eu-
rope“ feststellte.

Auch die jüngste Kommissionsmitteilung zur „Stär-
kung europäischer Identität durch Bildung und Kul-
tur“ enthält für den Kulturbereich kaum mehr als eine
Aufzählung schon bestehender Einzelprogramme.

Das kulturpolitische Hauptprogramm der EU,
„Creative Europe“, umfasst 0,14 Prozent des aktuel-
len EU-Haushalts. Von diesen 0,14 Prozent entfällt
nur knapp ein Drittel auf den Bereich der Kultur im
eigentlichen Sinne. Die Leistungen dieses Pro-
gramms sind unbestritten. Mir ist deshalb völlig un-
verständlich, warum es uns so wenig wert ist. Bei
Bundesbauten geben wir etwa 1 Prozent für Kunst
am Bau aus. Sollte es uns das gemeinsame europäi-
sche Haus nicht auch wert sein, zumindest 1 Prozent
des Budgets für die Förderung von Kunst und Kultur
in Europa auszugeben? Wäre dieser Anspruch ver-
messen? Ich denke: nein.

Das Europäische Kulturerbejahr – ECHY – 2018
sollten wir alle bewusst als große Chance aufnehmen
und gemeinsam gestalten. Berlin wird sich hier mit
einer Reihe von Projekten und Veranstaltungen aktiv
einbringen.

Ein Europa der Kultur, ein demokratisches und soli-
darisches Europa und – perspektivisch, am Horizont –
eine nach-nationale europäische Republik, das wäre
eine Vision, die zu begeistern vermag, für die es sich
zu kämpfen lohnt, für die man Mitstreiterinnen und
Mitstreiter gewinnen kann. Trauen wir uns das zu?
Trauen wir uns zu, eine Vision zu formulieren? Haben
wir den Mut, für unser Zusammenleben im 21. Jahr-
hundert nach Lösungen zu suchen, die anders ausse-
hen als die des 20. Jahrhunderts, Lösungen auf der
Höhe der Zeit? Ich glaube, diese Frage steht auf un-
serer gesellschaftlichen Tagesordnung. – Vielen
Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Es liegen
keine weiteren Wortmeldungen vor. – Je eine Erklä-
rung zu Protokoll*) haben Minister Ludwig (Bran-
denburg) und Frau Ministerin Siegesmund (Thürin-
gen) abgegeben.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben jetzt
eine Abstimmung, die auch uns vor große Herausfor-
derungen stellt – es sind mehr als 100 Einzelabstim-
mungen. Wir könnten uns das Verfahren gegenseitig
erleichtern, indem immer aus der ersten Reihe abge-
stimmt wird. Das erleichtert uns die Übersicht. Fan-
gen wir an!

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen und ein Landesantrag vor.

Wir beginnen mit den Ausschussempfehlungen.
Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 11! – Mehrheit.

Ziffer 13! – Minderheit.

Ziffer 14! – Mehrheit.

Ziffer 15! – Mehrheit.

Ziffer 17! – Mehrheit.

Ziffer 19! – Mehrheit.

Ziffer 20! – Minderheit.

Ziffer 21! – Mehrheit.

Ziffer 22! – Mehrheit.

Ziffer 23, die nach Absätzen getrennt aufgerufen
werden soll. Bitte das Handzeichen für den ersten
Absatz von Ziffer 23! – Minderheit.

Ich rufe jetzt den zweiten Absatz von Ziffer 23
auf. – Minderheit.

Ziffern 24 und 25 gemeinsam! – Mehrheit.

Ziffer 26! – Minderheit.

Ziffer 27! – Mehrheit.

*) Anlagen 5 und 6
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Nun bitte Ihr Handzeichen für Ziffern 30, 34 und 35

gemeinsam! – Mehrheit.

Ziffer 31! – Minderheit.

Ziffer 32! – Minderheit.

Ziffer 33! – Minderheit.

Ziffer 36! – Minderheit.

Ziffer 37! – Mehrheit.

Ziffer 38! – Mehrheit.

Ziffer 39! – Mehrheit.

Ziffer 40! – Mehrheit.

Ziffer 41! – Minderheit.

Ziffer 42! – Mehrheit.

Ziffer 43! – Mehrheit.

Ziffer 45! – Mehrheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für Ziffern 46 bis 49 und
51 gemeinsam! – Mehrheit.

Ziffer 50! – Mehrheit.

Ziffer 52! – Mehrheit.

Ziffer 53! – Mehrheit.

Ziffer 54! – Mehrheit.

Ziffer 55! – Mehrheit.

Ziffer 56! – Minderheit.

Ziffer 57! – Minderheit.

Ziffer 60! – Mehrheit.

Ziffer 61! – Mehrheit.

Ziffer 62! – Mehrheit.

Ziffer 64! – Mehrheit.

Ziffer 66! – Mehrheit.

Ziffer 67! – Minderheit.

Bitte Ihr Handzeichen für Ziffern 68, 69 und 72 ge-
meinsam! – Mehrheit.

Ziffer 70! – Mehrheit.

Ziffer 71! – Minderheit.

Ziffer 73! – Minderheit.

Dann stimmen wir ab über Ziffer 74. – Mehrheit.

Damit ist Ziffer 74 angenommen.

Nun bitte Ihr Handzeichen für Ziffer 76! – Minder-
heit.

Bitte Ihr Handzeichen für Ziffern 77 und 78 ge-
meinsam! – Mehrheit.

Ziffer 79! – Mehrheit.

Ziffer 80! – Mehrheit.

Ziffer 81! – Mehrheit.

Ziffer 83! – Mehrheit.

Ziffer 84! – Mehrheit.

Ziffer 86! – Minderheit.

Wir stimmen ab über Ziffer 87. – Mehrheit.

Ziffer 89! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 90.

Ziffer 91! – Minderheit.

Ziffer 92! – Minderheit.

Ziffer 93! – Mehrheit.

Ziffer 98! – Mehrheit.

Ziffer 100! – Mehrheit.

Ziffer 101! – Mehrheit.

Ziffer 102! – Minderheit.

Ziffer 105! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 106.

Ziffer 107! – Mehrheit.

Ziffer 108! – Mehrheit.

Ziffer 109! – Mehrheit.

Ziffer 111! – Mehrheit.

Ziffer 112! – Minderheit.

Ziffer 113! – Minderheit.

Ziffer 114, zunächst ohne die beiden letzten
Sätze! – Minderheit.

Bitte das Handzeichen für Satz 4 von Ziffer 114! –
Minderheit.

Nun Satz 5 von Ziffer 114! – Minderheit.

Wir kommen zu Ziffer 115, zunächst ohne die
Worte „erheblich mehr“ in Satz 1. – Minderheit.

Damit erübrigt sich eine Abstimmung über die
Worte „erheblich mehr“ in Satz 1 der Ziffer 115.

Ziffer 116! – Minderheit.

Ziffer 117! – Mehrheit.

Ziffer 118, zunächst ohne den letzten Satz! – Mehr-
heit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für den letzten Satz der
Ziffer 118! – Mehrheit.

Ziffer 119! – Mehrheit.

Ziffer 125! – Mehrheit.

Ziffer 126! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 127.

Ziffer 129! – Mehrheit.

Ziffer 130! – Minderheit.

Ziffer 131! – Mehrheit.

Ziffer 132! – Minderheit.

Ziffer 133! – Minderheit.

Ziffer 134! – Minderheit.

Ziffer 135! – Mehrheit.
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Ziffer 136! – Mehrheit.

Ziffer 137! – Mehrheit.

Ziffer 138! – Minderheit.

Ziffer 139! – Minderheit.

Ziffer 141! – Mehrheit.

Ziffer 143! – Minderheit.

Ziffer 144! – 36 Stimmen; Mehrheit.

Ziffer 145! – Minderheit.

Ziffer 146! – Mehrheit.

Ziffer 147! – Mehrheit.

Ziffer 148! – Minderheit.

Ziffer 149! – Minderheit.

Wir fahren fort mit dem Landesantrag. Bitte Ihr
Handzeichen! – Minderheit*).

Ich komme zurück zu den Ausschussempfehlungen
und bitte um Ihr Handzeichen für alle noch nicht er-
ledigten Ziffern der Ausschussempfehlungen. –
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Ich danke Ihnen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 8:

Mitteilung der Kommission an das Europäische
Parlament, den Rat, den Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen: Durch eine ausgewogene
und fortschrittliche Handelspolitik die Globali-
sierung meistern
COM(2017) 492 final
(Drucksache 649/17)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen und ein Landesantrag vor.

Wir beginnen mit den Ausschussempfehlungen.
Ich rufe auf:

Ziffer 2! – Mehrheit.

Wir fahren mit dem Landesantrag fort. Bitte Ihr
Handzeichen! – Minderheit.

Damit stimmen wir über Ziffer 3 der Ausschuss-
empfehlungen ab. Bitte das Handzeichen! – Mehr-
heit.

Ziffer 4! – Mehrheit.

Ziffer 5! – Mehrheit.

Ziffer 6! – Mehrheit.

Ziffer 8! – Mehrheit.

Ziffer 9! – Mehrheit.

Ziffer 10! – Mehrheit.

Ziffer 12! – Mehrheit.

Ziffer 13! – Minderheit.

Ziffer 15! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 16.

Ziffer 17! – Mehrheit.

Ziffer 19! – Mehrheit.

Ziffer 20! – Mehrheit.

Ziffer 21! – Mehrheit.

Ziffer 22! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 23.

Ziffer 25! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 26.

Ziffer 27! – Mehrheit.

Ziffer 30! – Mehrheit.

Ziffer 32! – Mehrheit.

Ziffer 33! – Mehrheit.

Ziffer 34! – Mehrheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erle-
digten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehr-
heit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Tagesordnungspunkt 9:

Empfehlung für einen Beschluss des Rates über
die Ermächtigung zur Aufnahme von Verhand-
lungen über ein Übereinkommen zur Errich-
tung eines multilateralen Gerichtshofs für die
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten
COM(2017) 493 final
(Drucksache 650/17)

Es liegt eine Wortmeldung vor von Herrn Minister
Professor Hoff aus Thüringen.

Ein Antrag zur Geschäftsordnung?

(Dr. Klaus Lederer [Berlin]: Ja, Frau Präsi-
dentin! Entschuldigen Sie bitte! Bei unse-
rem Abstimmungsmarathon soeben über
Tagesordnungspunkte 7 a) bis e) war der
Sprung zum Plenarantrag – ASMK-Be-
schluss – so groß, dass wir in der Eile nicht
gecheckt haben, dass wir gerade darüber
abstimmen. Wir haben uns an dieser Ab-
stimmung nicht richtig beteiligt. Ist es mög-
lich, dass wir sie wiederholen? Wir hatten es
einfach nicht klar. Unser Eindruck war, dass
es andere in diesem Augenblick auch nicht
klar hatten, denn es ging sehr schnell.)

Eine erneute Abstimmung erfordert die Zustim-
mung aller Beteiligten. Deshalb schaue ich in das
Rund – ich muss es jetzt so machen, damit Klarheit
herrscht –: Wer ist damit einverstanden, dass noch
einmal abgestimmt wird? – Diesem Wunsch wird zu-*) Siehe auch Seite 476 D
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mindest mehrheitlich entgegengekommen. Insofern
können wir noch einmal abstimmen.

Wiederholen Sie bitte, um welche Ziffer es geht!

(Dr. Klaus Lederer [Berlin]: Tagesordnungs-
punkte 7 a) bis e), Plenarantrag zum Stich-
wort ASMK-Beschluss! Das war der letzte
Abstimmungsblock in unserem Marathon.)

– Okay. – Tagesordnungspunkte 7 a) bis 7 e). Die Ab-
stimmung über den Landesantrag soll wiederholt
werden. Sind Sie alle orientiert? – Gut.

Dann frage ich: Wer dem Landesantrag zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 32 Stim-
men haben wir gezählt; das ist eine Minderheit.

Es bleibt bei dem festgestellten Ergebnis.

Tagesordnungspunkt 9 habe ich aufgerufen, und
zum Rednerpult schon fast begeben hatte sich Herr
Minister Professor Hoff aus Thüringen.

Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff (Thüringen): Frau
Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben heute zu den unterschiedlichen europa-
politischen Tagesordnungspunkten schon ausführlich
gesprochen. Ich will Ihre Geduld nicht überstrapa-
zieren; aber es scheint mir sinnvoll zu sein, auch zu
diesem Tagesordnungspunkt das Wort zu ergreifen.

Die Europäische Union hat sich das ambitionierte
Ziel gesetzt, das internationale System zur Beilegung
von Investitionsstreitigkeiten zu reformieren. Dazu
soll nach Ansicht der Kommission ein multilateraler
Gerichtshof geschaffen werden. Das ist grundsätzlich
richtig. Dieser Aufschlag könnte und sollte eigentlich
dafür genutzt werden, grundlegende Fehler im be-
stehenden System zu beheben und die bisher einsei-
tigen Privilegien für Investoren auszugleichen.

Wir alle erinnern uns an die ausgesprochen span-
nende Anhörung über Freihandelsabkommen im Eu-
ropaausschuss. Dort hat genau die Frage der Inves-
titionsstreitigkeiten eine große Rolle gespielt; wir
haben darüber diskutiert.

Dem Anspruch, hier zu einer tatsächlichen Neuori-
entierung zu kommen, wird die Empfehlung der
Kommission nicht gerecht.

Die Stellungnahme des Bundesrates, über die wir
unter diesem Tagesordnungspunkt abstimmen wer-
den, berührt nur einen Teilaspekt des Gesamtthemas,
nämlich die Höhe der zu erwartenden Kosten und
wie sie verteilt werden. Das ist nicht uninteressant,
geht aber am eigentlichen Kern der Sache, der hier
zu erörtern wäre, vorbei. Das ist der Grund, warum
ich noch einmal am Rednerpult stehe. Wichtige in-
haltliche Aspekte einer notwendigen Reform, die in
eine Stellungnahme des Bundesrates gehört hätten,
bleiben dabei leider außen vor.

Drei grundlegende Punkte möchte ich an dieser
Stelle benennen, die aus meiner Sicht für erheblich
mehr Legitimität, mehr Transparenz und mehr Ge-
rechtigkeit bei der Gestaltung des internationalen In-
vestitionsschutzsystems sorgen würden:

Erstens. Es war unter anderem der Deutsche Rich-
terbund, der in seiner Stellungnahme auf die fehlen-
den materiell-rechtlichen Grundlagen zum Thema
internationales Investitionsschutzrecht aufmerksam
gemacht hat. Nach den Vorstellungen der Kommis-
sion sollen weiterhin die einzelnen bilateralen Inves-
titionsschutzabkommen die rechtliche Grundlage bil-
den. Das finde ich hochproblematisch; denn genau
diese Abkommen entstanden – und entstehen weiter-
hin – in undurchsichtigen und undemokratischen
Verhandlungen hinter verschlossenen Türen. Das ist
genau der Punkt, der von vielen Organisationen im
Zusammenhang mit TTIP und anderen entsprechen-
den Abkommen angesprochen worden ist. Dieses
Prinzip muss aus meiner Sicht endlich durchbrochen
werden. Vor der Einrichtung eines solchen Gerichts-
hofes muss es gelingen, einheitliche, verlässliche und
demokratisch legitimierte Rechtsgrundlagen zu defi-
nieren. Die Aufgabe, diese Rechte zu schaffen, ob-
liegt dabei ganz klar den nationalen Parlamenten der
betroffenen Vertragsparteien.

Zweitens. Bei der Schaffung der rechtlichen Grund-
lagen sollten die exklusiven Schutzrechte von aus-
ländischen Investoren durch entsprechende Pflichten
ins Gleichgewicht gebracht werden. Das wiederum
könnte erst die Möglichkeit eröffnen, gegen diese
Investoren tatsächlich Klage zu erheben. Denn bisher
gilt: Keine Bürgerin, kein Bürger, keine Gewerk-
schaft, keine zivilgesellschaftliche Organisation, aber
auch keine staatliche Stelle und kein inländisches
Unternehmen kann sich bei Verstößen gegen natio-
nale Sozial- und Umweltstandards durch ausländi-
sche Investoren jenseits der nationalen und euro-
päischen Gerichte wehren. Deswegen ist dafür zu
plädieren, dass diese Parteien ebenfalls die Möglich-
keit erhalten, einen zukünftigen multilateralen Me-
chanismus für Investitionsstreitigkeiten zu nutzen. 

Drittens. Die geplante Festschreibung von exklusi-
ven Schutzrechten für ausländische Investoren mani-
festiert die Gefahr langwieriger Klageverfahren und
hoher Schadenersatzzahlungen für öffentliche Instan-
zen. Davon profitieren in einer entsprechenden Asym-
metrie eindeutig die multinationalen Konzerne. Die
potenzielle Gefahr einer Klage durch diese Investoren
hängt wie ein Damoklesschwert über den nationalen
und den regionalen Gesetzgebern. Befürworter loben
die präventive Wirkung von Investitionsschutzab-
kommen als „Anreiz zur Verbesserung des nationalen
Rechtssystems“. Kritiker sagen, dass es ein Türöffner
für Selbstzensur ist.

Wir wissen, dass wir auch im europäischen Rahmen
durchaus unterschiedliche parlamentarische Traditio-
nen und unterschiedlich starke Parlamente haben.
Wenn eine Situation entsteht, in der die Parlamente
von Ländern mit einer schwächeren parlamentari-
schen Kraft eher darauf verzichten, ein bestimmtes
Gesetz oder eine bestimmte Verordnung zu erlassen
– aus der Gefahr heraus, eine Klage vor dem Investi-
tionsgerichtshof zu riskieren –, dann entsteht eine
noch stärkere Asymmetrie zwischen multinationalen
Konzernen und den durch Wahlen demokratisch legi-
timierten Gesetzgebern. Das sollte nicht Realität wer-
den.
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Der Antrag zu den drei Punkten, die ich angespro-

chen habe, den wir gemeinsam mit Berlin und Bran-
denburg im federführenden EU-Ausschuss gestellt
haben, hat bedauerlicherweise keine Mehrheit ge-
funden, obwohl diese Punkte aus meiner Sicht evi-
dente Sachverhalte aufrufen. Die Fragen nach der
Qualität und dem Umfang der rechtlichen Grundla-
gen und danach, wer in Zukunft klageberechtigt sein
soll, sind aus meiner Sicht aber mindestens genauso
wichtig, wenn nicht noch wichtiger als die Frage, wer
welchen Teil der Kosten des zukünftigen Schiedsme-
chanismus tragen soll. Wenn das tatsächlich Durch-
setzungskraft erlangt und nicht nur die Asymmetrie
zugunsten von Unternehmen verstärkt wird, wäre die
Frage nach den Kosten wahrscheinlich deutlich ein-
facher zu beantworten. – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Danke
schön!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab.
Ich rufe auf:

Ziffern 1 bis 6! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Tagesordnungspunkt 10:

Mitteilung der Kommission an das Europäische
Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, den
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss,
den Ausschuss der Regionen und die Euro-
päische Investitionsbank: Investitionen in eine
intelligente, innovative und nachhaltige Indust-
rie – Eine neue Strategie für die Industriepoli-
tik der EU
COM(2017) 479 final
(Drucksache 629/17)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab.
Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 1! – Deutliche Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 2.

Ziffern 3, 13 und 19 gemeinsam! – Mehrheit.

Ziffer 4! – Mehrheit.

Ziffer 5! – Mehrheit.

Ziffer 8! – Mehrheit.

Ziffer 9! – Mehrheit.

Ziffer 10, zunächst ohne den letzten Halbsatz von
Satz 3! – Minderheit.

Jetzt bitte das Handzeichen für den letzten Halb-
satz von Satz 3 der Ziffer 10! – Minderheit.

Ziffer 12! – Mehrheit.

Ziffer 14! – Minderheit.

Ziffer 15! – Minderheit.

Ziffer 16! – Minderheit.

Ziffer 17! – Minderheit.

Ziffer 18, die nach Absätzen getrennt abgestimmt
werden soll. Daher bitte zunächst das Handzeichen
für:

Absatz 1 der Ziffer 18! – Mehrheit.

Absatz 2 der Ziffer 18! – Minderheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erle-
digten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehr-
heit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Tagesordnungspunkt 13:

Vorschlag für eine Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über die „EU-
Cybersicherheitsagentur“ (ENISA) und zur
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 526/2013
sowie über die Zertifizierung der Cybersicher-
heit von Informations- und Kommunikations-
technik („Rechtsakt zur Cybersicherheit“)
COM(2017) 477 final; Ratsdok. 12183/17
(Drucksache 680/17, zu Drucksache 680/17)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab.
Ich rufe auf:

Ziffer 5! – Mehrheit.

Ziffer 6! – Mehrheit.

Ziffer 7! – Mehrheit.

Ziffer 12! – Mehrheit.

Ziffer 13! – Mehrheit.

Ziffer 15! – Mehrheit.

Ziffer 16! – Mehrheit.

Ziffer 17! – Mehrheit.

Ziffer 18! – Mehrheit.

Ziffer 19! – Mehrheit.

Ziffer 20! – Mehrheit.

Ziffer 21! – Mehrheit.

Ziffer 22! – Mehrheit.

Ziffer 23! – Mehrheit.

Ziffer 25! – Mehrheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erle-
digten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehr-
heit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.
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Tagesordnungspunkt 14:

Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zu ei-
nem Europäischen Rahmen für hochwertige
und nachhaltige Berufsausbildungen
COM(2017) 563 final
(Drucksache 666/17)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab.
Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 14! – Minderheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erle-
digten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehr-
heit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tagesord-
nungspunkte 15 a) bis c) auf:

a) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Änderung der
Richtlinie 1999/62/EG über die Erhebung von
Gebühren für die Benutzung bestimmter Ver-
kehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge
COM(2017) 275 final; Ratsdok. 9672/17
(Drucksache 436/17, zu Drucksache 436/17)

b) Vorschlag für eine Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über die Über-
wachung und Meldung der CO2-Emissionen
und des Kraftstoffverbrauchs neuer schwerer
Nutzfahrzeuge
COM(2017) 279 final; Ratsdok. 9939/17
(Drucksache 440/17, zu Drucksache 440/17)

c) Mitteilung der Kommission an das Europäische
Parlament, den Rat, den Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen: Europa in Bewegung –
Agenda für einen sozial verträglichen Über-
gang zu sauberer, wettbewerbsfähiger und
vernetzter Mobilität für alle
COM(2017) 283 final
(Drucksache 443/17)

Es liegt eine Wortmeldung von Herrn Minister Her-
mann aus Baden-Württemberg vor.

Winfried Hermann (Baden-Württemberg): Frau Prä-
sidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
So viel Bewegung wie heute war lange nicht im Bun-
desrat. So viel Europäische Union auch nicht. Wir
sind beim fünften Tagesordnungspunkt, der sich mit
Europa, mit der EU befasst, und das ist auch gut so.

Jetzt geht es um ein wichtiges Paket, um drei Vor-
lagen der Europäischen Union zum Thema Mobilität.
Man könnte sogar sagen: Es geht um die Zukunft der
Mobilität in Europa.

Die Europäische Union hat sich vorgenommen,
Vorreiter einer neuen, nachhaltigen, sauberen, wett-
bewerbsfähigen und vernetzten Mobilität zu sein.
Dieses Ziel ist dem Grunde nach absolut begrüßens-

wert. Ich halte es für richtig und für längst überfällig,
dass die Europäische Union sich grundsätzlich den
großen Herausforderungen im Bereich Mobilität
stellt.

Das sind zum einen der Klimawandel, die Luft-
verschmutzung, Abgase, Staus, Lärm, zweitens die
Abhängigkeit im Bereich Mobilität von fossilen
Brennstoffen und drittens die Fragen der Wettbe-
werbsfähigkeit und der Sozialverträglichkeit von
Verkehr und Mobilität.

Es ist lange unbeachtet geblieben, dass der Ver-
kehrssektor in den vergangenen Jahren zwar im Ein-
zelfall effizienter geworden ist, aber in der Summe
deutlich mehr Treibhausgase ausgestoßen hat. Der
Anteil des Verkehrs steigt – im Verhältnis zu anderen
Bereichen – seit 30 Jahren beständig an. Man muss
sagen: In den letzten 30 Jahren hat der Anteil des
Verkehrs an den CO2-Emissionen um 10 Prozent zu-
genommen, während wir in allen anderen Sektoren
aufgrund von Sparsamkeit und Effizienzgewinnen ei-
nen Rückgang haben.

Es besteht also Handlungsbedarf. Das greift die EU
nun auf.

Man kann natürlich sagen: Was interessiert uns im
Verkehr der Klimaschutz! Ich glaube, es wäre töricht,
so kurzfristig zu denken und nicht zu sehen, dass die
ökologischen Probleme, die offenkundig sind, im-
mense ökonomische Probleme verursachen. Zahl-
reiche Studien belegen inzwischen, dass uns unser
verzögertes Handeln oder das Nichthandeln beim
Klimaschutz richtig teuer zu stehen kommt. Bis zu
2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts können die Kos-
ten der Schäden ausmachen.

Wir in Deutschland haben selbst zum Teil hohe
Schäden zu beachten. International sind sie noch
weit größer. Man geht von einem dreistelligen Mil-
liardenbetrag aus, im Extremfall sogar von mehr als
1 Billion Dollar. Wir hatten gerade in diesem Jahr
viele solche große Ereignisse.

Also: Je später wir handeln, je weniger wir tun,
desto teurer wird es für uns. Insofern können wir das
Handeln nicht vermeiden. Wir können es nur ver-
schieben, aber dann ist es ziemlich kostenträchtig.

Es ist gut, dass sich die EU aufmacht und fragt: Was
ist zu tun? Wo setzen wir an? Was sind unsere Maß-
stäbe?

Ich glaube, dass die jetzige und auch die nächste
Bundesregierung ein klares Klimaschutzziel haben:
minus 40 Prozent Minimum bis 2030. Das gilt auch
für den Verkehrssektor. Gerade der Verkehrssektor
hat in den letzten Jahren auch bei uns zu wenige Bei-
träge zum Klimaschutz geleistet.

Wir haben einmal durchrechnen lassen, was der
Bundesverkehrswegeplan für den CO2-Ausstoß be-
deutet, welche Entwicklung die Republik diesbezüg-
lich nimmt. Man muss feststellen, dass wir damit
höchstens 26 Prozent Reduktion erreichen. Wir müss-
ten aber mindestens 40 Prozent erreichen. Es ist also
Handeln angesagt. Da ist es gut, dass die Kommis-
sion jetzt Vorschläge macht.
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Erstens Vorschläge zum Thema Dekarbonisierung,

also Abrücken von kohlebasierten Brennstoffen: Hier
bedarf es regulatorischer Steuerung, damit wir so-
wohl bei der Nachfrage als auch bei der Nutzung
und Bereitstellung von Mobilität darauf achten, dass
weniger CO2 ausgestoßen wird.

Die Kommission schlägt vor, bis 2025 um 15 Pro-
zent, bis 2030 um 30 Prozent zu reduzieren. Manche
schreien schon auf – der VDA sagt: viel zu viel! Aber
wenn man das umrechnet, ist es natürlich noch zu
wenig. Also, man kann das nicht auch noch bekämp-
fen. Das hieße dann wirklich, nicht viel tun. Es wird
zunehmend klar, dass das Bekenntnis zum Pariser
Klimaschutzabkommen eine Farce bleibt, wenn man
in allen Bereichen, in denen etwas getan werden soll,
sagt: Das ist aber zu viel, zu anstrengend, zu schwie-
rig, problematisch für die Wirtschaft! Nein, jetzt ist
Handeln angesagt, und das heißt Reduktion des CO2-
Ausstoßes im Verkehrssektor.

Dazu legt die Kommission Vorschläge vor. Ich finde,
es wäre klüger zu schauen, wo wir die Europäische
Union unterstützen können, als an jedem einzelnen
Punkt Bedenken zu äußern, zu sagen, dass das
schwierig ist, dass wir das nicht schaffen können.

Es ist ein großer Fortschritt, dass die EU einen
neuen Messzyklus einführt und sich vom alten, soge-
nannten Neuen Europäischen Fahrzyklus verabschie-
det. Das wird in den kommenden Jahren viel brin-
gen.

Ein zweites wichtiges Element ist, dass neben dem
WLTP-Verfahren, dem Testverfahren, das schon gilt,
der sogenannte RDE-Prozess – Real Drive Emission –
eingeleitet wird, die Messung des Schadstoffaussto-
ßes im Realbetrieb. Das ist sehr wichtig; denn wir ha-
ben die Erfahrung gemacht, dass das, was auf dem
Prüfstand einmal gemessen wird, um einen Fahr-
zeugtyp zu genehmigen, nicht unbedingt mit dem
übereinstimmt, was in der realen Verkehrssituation
am Auspuff herauskommt.

Es ist gut, dass die EU jetzt sagt: Gerade wenn Län-
der nicht sorgfältig arbeiten, müssen wir die Möglich-
keit haben, im Verkehr zu überprüfen, ob die Autos
so sauber sind wie behauptet oder wie genehmigt.
Wir haben ja beides: Es wurden Fahrzeuge geneh-
migt, die nicht sauber waren; das hätte man vielleicht
entdecken können. Und viele Fahrzeuge leisten im
Verkehr nicht das, worauf es ankommt. Diese neue
Methode ist wichtig. Zukünftig ist es auch wichtig,
dass die EU eingreifen kann, wenn Länder versagen.

Ein weiteres Element ist die Frage, wie wir Ver-
kehrsinfrastruktur finanzieren.

Die Kommission schlägt dazu vor, die verschiede-
nen Mautsysteme stärker zu vereinheitlichen. Wir
haben im Verkehrsbereich sehr vieles europäisch ge-
regelt: Fahrzeuge können nicht mehr national zuge-
lassen werden; es gibt schon lange europäische Nor-
men; wir haben europäische Verkehrsregeln und so
weiter. Aber die Mautregeln sind völlig unterschied-
lich – vom Mauthäuschen mit Zahlen mit Münzen bis
zur elektronischen Abrechnung ist alles da. Das ist
Kleinstaaterei. Ich meine, in einem einheitlichen Mo-

bilitäts- und Verkehrsraum hat ein einheitliches Ver-
fahren Sinn. Deswegen hat es auch Sinn, dass wir
uns auf etwas verständigen.

Dann gibt es noch Besonderheiten: Wer soll zah-
len? Wie viel soll nach welchem Prinzip gezahlt wer-
den?

Ich bin der Meinung, wenn man ökologisch etwas
erreichen will, muss das Bezahlsystem einen ökologi-
schen Effekt haben. Wenn bei einem Bezahlsystem
die Zeit die Einheit ist, nach der man zahlt, hat das
ökologisch keinen Effekt. Eine Jahresmarke ist sozu-
sagen die Flatrate für Fahren das ganze Jahr so viel
man will. Kostenmäßig gibt es keinen Unterschied.
Deswegen sagen alle Experten: Will man einen Len-
kungseffekt erzielen, muss nach Entfernung berech-
net werden. Das ist entscheidend für die Nutzung der
Infrastruktur, aber auch für die externen Kosten, die
dadurch erzeugt werden, etwa die Belastung des Kli-
mas. Ich verstehe nicht, wie man dieser an sich offen-
kundigen Einsicht nicht folgen kann.

Ein weiterer Punkt ist: Welche Fahrzeuge werden
in das Mautsystem einbezogen?

Wir haben in diesem Jahr im Bundesrat und im
Bundestag die Pkw-Maut verabschiedet. Nicht alle
waren dafür, aber die Mehrheit hat sie verabschiedet.
Die Lkw-Maut haben wir schon lange. Jetzt gibt es
eine Besonderheit:

Alle Pkw müssen zahlen, alle Lkw müssen zahlen,
aber eine Klasse dazwischen muss nicht zahlen, die
sogenannte Sprinterklasse, Kleintransporter von 3,5
bis 7,5 Tonnen. Wie kann man das eigentlich erklä-
ren? Das ist überhaupt nicht logisch, nicht sinnvoll
und nicht ökologisch. Ich höre immer: Das sind die
Handwerker, sie dürfen wir nicht belasten! Da kann
ich nur sagen: Seit wann fahren die Handwerker
ständig auf der Autobahn? Sie bewegen sich doch im
Wesentlichen im kommunalen Netz!

Wenn man schon einzelne Gruppen betrachtet,
muss man sagen: Diese Kleintransporter sind die Ba-
sis des billigen Internethandels. Wenn man also die
Kleinunternehmen, den Einzelhandel schützen will,
darf man diesen billigen Sprintertransport nicht zu-
lassen. Das ist die Grundlage für den billigen Inter-
nethandel. Sie haben keine Tempobeschränkung, sie
müssen keine Maut zahlen, es fahren überwiegend
Einzelpersonen, die dem sozialen Arbeitnehmerrecht
der EU nicht unterworfen sind. Das ist wirklich ein
schlechtes Feld. Es wäre höchste Zeit, sie wenigstens
im Mautsystem einheitlich zu behandeln. Ich ver-
stehe nicht, dass man offenkundig eine solche Lücke
lässt und mit verschiedenen Nutzern so ungerecht
umgeht.

Die EU schlägt übrigens auch vor, dass wir die ex-
ternen Kosten konsequenter berücksichtigen – Stau,
Lärm, Luftschadstoffe und so weiter. Auch das ist
sehr begrüßenswert.

Sie merken schon: In der Summe kann man sagen,
dass sich die EU auf den Weg gemacht hat. Das ist
auch gut so. Die EU will die Staaten vorantreiben;
denn sie weiß, wir stehen im internationalen Wettbe-
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werb. Auch haben wir Ansprüche: Nach der Men-
schenrechtscharta soll Mobilität nicht zu Lasten der
Gesundheit, nicht zu Lasten der anderen Menschen
gehen.

Wir sollten die Europäische Union in ihren Vorstö-
ßen eher unterstützen, als kleinkrämerisch und be-
denkenträgerisch jede einzelne Maßnahme anzuge-
hen und Einwände zu haben. Angesichts der heutigen
Abstimmung habe ich nicht den Eindruck, dass wir
auf die großen Herausforderungen große Antworten
geben. Alles ist sehr kleinlich, manchmal sehr klein-
kariert bis in den Halbsatz hinein.

Wenn wir wirklich zu emissionsarmer, klimafreund-
licher, umwelt- und sozialverträglicher Mobilität
kommen wollen, müssen wir die EU bei diesen Initia-
tiven unterstützen. Der Bundesrat sollte zeigen, dass
er mindestens so viel Mut hat wie die Europäische
Union. – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.

Wir kommen wieder zu einem umfangreichen Ab-
stimmungsverfahren, zunächst zu Tagesordnungs-
punkt 15 a).

Ihnen liegen die Ausschussempfehlungen und zwei
Landesanträge vor.

Wir beginnen mit den Ausschussempfehlungen.
Ich rufe auf:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Ziffer 2! – Minderheit.

Ziffer 3! – Minderheit.

Wir fahren fort mit dem Antrag des Freistaates Bay-
ern. – Minderheit.

Dann stimmen wir über den Antrag des Landes
Nordrhein-Westfalen ab. – Minderheit.

Ziffer 4 der Ausschussempfehlungen! – Minderheit.

Ziffer 5! – Minderheit.

Ziffer 6! – Minderheit.

Ziffer 7! – Minderheit.

Ziffer 8! – Minderheit.

Ziffer 9! – Minderheit.

Ziffer 10! – Minderheit.

Ziffer   11, die nach Sätzen getrennt abgestimmt
werden soll! Bitte daher zunächst das Handzeichen
für:

Satz 1 der Ziffer 11! – Minderheit.

Bitte Ihr Handzeichen für die Sätze 2 und 3 der Zif-
fer 11! – Minderheit.

Ziffer 12! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Es geht weiter mit Tagesordnungspunkt 15 b).

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab.

Ziffer 1! – Mehrheit.

Damit entfallen die Ziffern 2 und 3.

Ziffer 4! – Minderheit.

Ziffer 5! – Mehrheit.

Ziffer 6! – Minderheit.

Ziffer 7! – Mehrheit.

Ziffer 8! – Mehrheit.

Ziffer 9! – Minderheit.

Ziffer 10! – Minderheit.

Ziffer 11! – Minderheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Wir fahren fort mit Tagesordnungspunkt 15 c).

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab.

Ziffer 1! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 2.

Ziffer 3! – Minderheit.

Ziffer 4! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 5.

Ziffer 6, bitte zunächst ohne den Satz 3! – Minder-
heit.

Satz 3 der Ziffer 6! – Minderheit.

Ziffer 7! – Mehrheit.

Ziffer 8! – Mehrheit.

Ziffer 9! – Mehrheit.

Ziffer 10! – Minderheit.

Ziffer 11! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 15.

Ziffer 12! – Mehrheit.

Ziffer 13! – Minderheit.

Ziffer 14! – Minderheit.

Ziffer 16! – Mehrheit.

Ziffer 17! – Minderheit.

Ziffer 18! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Tagesordnungspunkt 17:

Vorschlag für eine Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Änderung
der Verordnung (EU) 2016/399 in Bezug auf die
Vorschriften über die vorübergehende Wieder-
einführung von Kontrollen an den Binnengren-
zen
COM(2017) 571 final
(Drucksache 692/17, zu Drucksache 692/17)
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Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab.
Ich rufe auf:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Ziffer 2! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Tagesordnungspunkt 20:

Verordnung zur Bestimmung der Beitragssätze
in der gesetzlichen Rentenversicherung für das
Jahr 2018 (Beitragssatzverordnung 2018 – BSV
2018) (Drucksache 718/17)

Es liegt eine Wortmeldung von Herrn Minister
Lucha aus Baden-Württemberg vor.

Manfred Lucha (Baden-Württemberg): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und
Herren! Angesichts der gesetzlichen Vorgaben mag
die Zustimmung zur vorliegenden Beitragssatzver-
ordnung „alternativlos“ sein. Die gesetzlichen Vor-
gaben selbst sind es aber nicht.

Eine Reserve von höchstens 1,5 Monatsausgaben
hat mit nachhaltiger Rentensicherung nichts zu tun.

In der aktuellen Situation ist eine Beitragssatzsen-
kung vor dem Hintergrund der demografischen Ent-
wicklung und der Ausgaben für die Rentenpakete
der letzten Jahre nicht angezeigt; denn langfristig ist
mit steigenden Beiträgen zu rechnen. Daher sollte
schon heute Vorsorge getroffen werden, um die Aus-
wirkungen auf die Wirtschaft und auch auf die Bei-
tragszahlerinnen und Beitragszahler abzufedern.

Ich möchte hier betonen, dass es sich in der Alters-
versorgung lohnt, für nachhaltige und stabile Renten-
finanzen zu sorgen. Eine Anhebung der Mindestrück-
lage ist unter vielen Experten unstrittig und wird auch
vom Sozialbeirat gefordert. Über das Erfordernis der
Anhebung der Höchstnachhaltigkeitsrücklage wurde
bereits im Jahr 2014 im Bundesrat diskutiert. Mit die-
sen Maßnahmen könnten wir das Vertrauen in die
Stabilität und Verlässlichkeit der gesetzlichen Ren-
tenversicherung stärken.

Für das Vertrauen in die Rentenversicherung ist es
grundsätzlich vorteilhaft, wenn die großen Weichen-
stellungen im Konsens entwickelt und umgesetzt
werden. Diese Vorgehensweise hat sich in der Ver-
gangenheit bewährt. Daher ist es durchaus denkbar,
zu diesen Fragen eine breit aufgestellte Kommission
einzurichten.

Unabhängig davon sind nach meiner Überzeugung
aber einige wichtige Maßnahmen in der laufenden
Periode umzusetzen:

Wir brauchen schnell Maßnahmen gegen Altersar-
mut. Dazu gehören weitere Verbesserungen bei den
Erwerbsminderungsrenten.

Als weitere wichtige Herausforderung müssen wir
darüber reden, wie wir mehr Personen in die gesetz-

liche Rentenversicherung einbeziehen. Der Sozial-
beirat stellt in seinem Gutachten zum Rentenversi-
cherungsbericht 2017 fest, dass das Problem der
Altersvorsorge von nicht obligatorisch abgesicherten
Selbstständigen ein schnelles Eingreifen erfordere.

Zudem offenbart eine aktuelle Studie, dass Deutsch-
land das größte Rentengefälle zwischen Männern und
Frauen in der OECD hat. Der Anteil von Frauen an
Erwerbstätigkeit und Einkommen muss erhöht wer-
den. Hier muss der Fokus auf dem Arbeitsmarkt lie-
gen, so dass Frauen deutlich mehr Chancen haben, ei-
gene Rentenansprüche zu erwerben.

Berufsunterbrechungen – zum Beispiel durch die
Pflege von Angehörigen – müssen bei der Rente bes-
ser berücksichtigt werden. Das deutsche Pflegesys-
tem ist ohne den Beitrag pflegender Angehöriger
nicht denkbar. Hier geht es nicht nur um günstige
finanzielle Rahmenbedingungen, sondern auch um
Wertschätzung. In diesem Zusammenhang darf ich
auf die Beschlüsse der Gleichstellungs- und Frauen-
ministerinnenkonferenz sowie der Arbeits- und So-
zialministerkonferenz in diesem Jahr hinweisen, die
auf eine Initiative von Baden-Württemberg zurück-
zuführen sind.

Außerdem benötigen langjährig Versicherte ein
garantiertes Minimum, das oberhalb des Grundsiche-
rungsniveaus liegt. Auch hier hat sich die OECD ak-
tuell kritisch zum Fehlen solcher Mindestrenten ge-
äußert. Es ist dringend ein umfassendes Konzept
erforderlich, nicht zuletzt um den Einsatz derjenigen
zu honorieren, die über viele Jahre zu unserem Ren-
tensystem beigetragen haben.

Bei allen Verbesserungsvorschlägen muss beachtet
werden, dass gesamtgesellschaftliche Aufgaben aus
Steuermitteln finanziert werden müssen. Der Bund
muss sich stärker als bisher an den sogenannten ver-
sicherungsfremden Leistungen der Rentenkasse be-
teiligen. Es kann nicht sein, dass die Kosten für die
Mütterrente einseitig zu Lasten der Beitragszahlerin-
nen und Beitragszahler gehen.

Die gesetzliche Rentenversicherung ist auch wei-
terhin die wichtigste Säule, aber nicht die einzige.
Daher müssen wir das gesamte Drei-Säulen-Modell
neu justieren.

Die Erwartungen an die R i e s t e r -Rente haben
sich nicht erfüllt. Daher müssen wir bei der zusätzli-
chen Altersvorsorge weitere Schritte gehen.

Die geförderte private Altersvorsorge benötigt ei-
nen Innovationsschub. Aus meiner Sicht – und von
vielen Experten bestätigt – ist ein verbraucherfreund-
liches, transparentes und kostengünstiges, öffentlich-
rechtlich verwaltetes Standardprodukt notwendig,
um bei der Altersvorsorge eine positive Wende einzu-
leiten. Auch hier wurde auf Antrag Baden-Württem-
bergs bei der Arbeits- und Sozialministerkonferenz
letzte Woche ein entsprechender Beschluss gefasst.

Ich hoffe sehr, dass wir in den nächsten Jahren ei-
nen substanziellen Fortschritt in der Alterssicherungs-
politik erreichen. Einfach „weiter so“ ist keine Option.
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Sehr verehrte Damen und Herren, aufgrund der

geltenden gesetzlichen Regelungen ist der Beitrags-
satzverordnung zuzustimmen.

Der vorliegenden Entschließung stimmt Baden-
Württemberg teilweise zu. Eine Erhöhung der Nach-
haltigkeitsrücklagen befürworten wir. Die Ausfüh-
rungen zu Leistungsausweitungen sehen wir dage-
gen kritisch. Die Problematik des demografischen
Wandels lässt sich nicht wegwünschen, auch wenn
Weihnachten vor der Tür steht.

Im Sinne der Generationengerechtigkeit brauchen
wir ein angemessenes Verhältnis von eingezahlten
Beiträgen und ausgezahlten Leistungen. Beide Sei-
ten der gesetzlichen Rentenversicherung müssen sta-
bilisiert werden. – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Ich danke
Ihnen.

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. – Je
eine Erklärung zu Protokoll*) abgegeben haben
Staatsminister Dr. Wissing (Rheinland-Pfalz) und Mi-
nister Professor Dr. Hoff (Thüringen).

Wir kommen zur Abstimmung. Ihnen liegen die
Ausschussempfehlungen vor. Wer ist dafür, der Ver-
ordnung gemäß Ziffer 1 zuzustimmen? – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung zuge-
stimmt.

Wir haben nun noch über die unter Buchstabe B
der Empfehlung aufgeführte Entschließung zu ent-
scheiden. Ich bitte um das Handzeichen für:

Ziffer 2! – Minderheit.

Ziffern 3 und 4 gemeinsam! – Minderheit.

Ziffern 5 und 7 gemeinsam! – Minderheit.

Ziffer 6! – Minderheit.

Damit hat der Bundesrat die Entschließung n i c h t
gefasst.

Tagesordnungspunkt 21:

Verordnung zur Neuordnung trinkwasserrecht-
licher Vorschriften (Drucksache 700/17)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu liegen Ihnen
die Ausschussempfehlungen und ein Antrag des Lan-
des Schleswig-Holstein vor.

Ich beginne mit dem Landesantrag. Wer möchte
zustimmen? – Minderheit.

Ziffer 4 der Ausschussempfehlungen! – Minderheit.

Ziffer 10! – Mehrheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erle-
digten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehr-
heit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung nach
Maßgabe der soeben beschlossenen Änderungen zu-
gestimmt und eine Entschließung gefasst.

Tagesordnungspunkt 22:

Verordnung zur Änderung der Stromnetz-
zugangsverordnung (Drucksache 719/17, zu
Drucksache 719/17)

Es liegt eine Wortmeldung von Minister Dr. Habeck
aus Schleswig-Holstein vor.

Dr. Robert Habeck (Schleswig-Holstein): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und
Herren! Sie wollen nach Hause, das weiß ich wohl.
Dies ist der letzte Tagesordnungspunkt vor Weih-
nachten. Ich habe mich noch zu Wort gemeldet, da-
mit er nicht durchrutscht.

Stromnetzzugangsverordnung klingt wie ein Wort-
ungetüm. Aber ich möchte darauf hinweisen, was
sich dahinter verbirgt. Das hat mit Schleswig-Hol-
stein zu tun.

Wir haben den Windausbau vorangetrieben, die
Netze wachsen aber nicht nach. Vor allem südlich
der Elbe wurde der Übergang zwischen Deutschland
und Dänemark immer weiter abgeregelt.

Dänemark hat sich bei der Europäischen Kommis-
sion beklagt, dass die europäische Freiheit im Netz
so nicht mehr gewährleistet ist. Sie haben in der Tat
Recht. Die Europäische Kommission ist auf Tennet,
den Netzbetreiber, zugegangen und hat gesagt:
Wenn ihr so weitermacht, müssen wir zwei Preiszo-
nen in Deutschland einführen.

Tennet darf das im Moment noch aus eigener Voll-
kommenheit. Es entscheidet also nicht die Politik da-
rüber, sondern der Netzbetreiber. Genau das soll die
Stromnetzzugangsverordnung ändern. Sie soll re-
geln, dass es eine politische Entscheidung wird.

Das ist vernünftig, und das unterstütze ich vollum-
fänglich. Man muss sich klarmachen: Die eine Preis-
zone in Deutschland für alle Stromtarife sichert eine
einheitliche Sozialpolitik, eine einheitliche Industrie-
politik, eine einheitliche Wirtschaftspolitik, eine ein-
heitliche Politik überhaupt.

Gleichwohl – deswegen rede ich hier noch einmal –
ist sie unter Druck geraten. Der Strom fließt immer
dahin, wo der Mangel ist. Der Mangel wird über ei-
nen hohen Preis nachgefragt. Da wir eine – im euro-
päischen Vergleich hohe – Preiszone haben, fließt der
Strom in Schleswig-Holstein von Skandinavien nach
Deutschland. Wir haben aber schon zu viel davon.

Das heißt: Wenn wir zwei Preiszonen hätten – eine
günstige im Norden, eine teure im Süden –, würde
sich die Fließrichtung wieder umdrehen, und der
Strom würde auch einmal nach Dänemark, Norwegen
oder sonst wohin fließen. Das heißt aber auch, dass
wir dann zwei unterschiedliche Industriepolitiken,
Wirtschaftspolitiken, Bundespolitiken haben. Mit ei-
nem Zwei-Preiszonen-Modell hätten wir zwei ver-
schiedene politische Regelungssysteme von erhebli-
cher dramatischer Auswirkung.*) Anlagen 7 und 8
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Deswegen noch einmal der Wunsch und der Ap-

pell, es dahin nicht kommen zu lassen. Das heißt wie-
derum, dass alle Landesregierungen, aber vor allem
der Bund gehalten sind, den Netzausbau mit Energie
voranzutreiben, nicht nur auf der HGÜ-Ebene, den
Autobahnen, sondern auch auf der nachgelagerten
380-kV-Ebene. Wenn das nicht passiert, wird früher
oder später die Europäische Kommission zu Recht sa-
gen: So kann es nicht weitergehen, wir machen ver-
schiedene Preiszonen! Um das zu verhindern, muss
der Netzausbau vorangebracht werden. Das ist der
dringende Appell. – Frohe Weihnachten!

(Heiterkeit)

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank, Herr Dr. Habeck!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Die beteiligten Ausschüsse empfehlen, der Verord-
nung zuzustimmen. Wer dem folgen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung zuge-
stimmt.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir sind am Ende
der Tagesordnung angekommen.

Die nächste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein
auf Freitag, den 2. Februar 2018, 9.30 Uhr.

Ich möchte Ihnen zunächst ein angenehmes Wo-
chenende und dann schöne Weihnachtsfeiertage wün-
schen. Alles Gute und einen guten Start ins neue Jahr!

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 12.35 Uhr)

Beschlüsse im vereinfachten Verfahren (§ 35 GO BR)

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen: Arbeitsprogramm der Kommission 2018 –
Agenda für ein enger vereintes, stärkeres und demokratischeres
Europa
COM(2017) 650 final

(Drucksache 694/17)

Ausschusszuweisung: EU

Beschluss: Kenntnisnahme

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen: Vollendung der Agenda für bessere Rechtset-
zung – bessere Lösungen für bessere Ergebnisse
COM(2017) 651 final

(Drucksache 695/17)

Ausschusszuweisung: EU – AIS – AV – U

Beschluss: Kenntnisnahme

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Änderung der Richtlinie 2009/73/EG über gemeinsame
Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt
COM(2017) 660 final; Ratsdok. 14204/17

(Drucksache 708/17, zu Drucksache 708/17)

Ausschusszuweisung: EU – Wi

Beschluss: Kenntnisnahme

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen: Aktionsplan für einen besseren Schutz des
öffentlichen Raums
COM(2017) 612 final; Ratsdok. 13489/17

(Drucksache 696/17)

Ausschusszuweisung: EU – In – Wo

Beschluss: Kenntnisnahme

Feststellung gemäß § 34 GO BR

Einspruch gegen den Bericht über die 962. Sitzung
ist nicht eingelegt worden. Damit gilt der Bericht ge-
mäß § 34 GO BR als genehmigt.
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Umdruck 10/2017

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der
963. Sitzung des Bundesrates möge der Bundesrat
gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vor-
schlägen beschließen:

I.

Den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG
beim Deutschen Bundestag einzubringen und gemäß
§ 33 GO BR einen Beauftragten zu bestellen:

Punkt 3

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Woh-
nungseigentumsgesetzes und des Bürgerlichen
Gesetzbuchs zur Förderung der Barrierefreiheit
und Elektromobilität (Drucksache 730/17 [neu])

II.

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben,
die in der jeweils zitierten Empfehlungsdrucksache
wiedergegeben sind:

Punkt 11

a) Mitteilung der Kommission an das Europäische
Parlament, den Rat und den Europäischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss
Follow-up zum Aktionsplan im Bereich der
Mehrwertsteuer
Auf dem Weg zu einem einheitlichen europäi-
schen Mehrwertsteuerraum: Zeit zu handeln
COM(2017) 566 final
(Drucksache 661/17, Drucksache 661/1/17)

b) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Än-
derung der Richtlinie 2006/112/EG in Bezug
auf die Harmonisierung und Vereinfachung
bestimmter Regelungen des Mehrwertsteuer-
systems und zur Einführung des endgültigen
Systems der Besteuerung des Handels zwi-
schen Mitgliedstaaten
COM(2017) 569 final; Ratsdok. 12882/17
(Drucksache 660/17, zu Drucksache 660/17,
Drucksache 661/1/17)

c) Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 904/2010
hinsichtlich des zertifizierten Steuerpflichti-
gen
COM(2017) 567 final; Ratsdok. 12880/17
(Drucksache 659/17, zu Drucksache 659/17,
Drucksache 661/1/17)

d) Vorschlag für eine Durchführungsverordnung
des Rates zur Änderung der Durchführungs-

verordnung (EU) Nr. 282/2011 hinsichtlich be-
stimmter Befreiungen bei innergemeinschaft-
lichen Umsätzen
COM(2017) 568 final
(Drucksache 662/17, Drucksache 661/1/17)

Punkt 12

Mitteilung der Kommission an das Europäische
Parlament und den Rat: Ein faires und effizientes
Steuersystem in der Europäischen Union für den
digitalen Binnenmarkt
COM(2017) 547 final
(Drucksache 679/17, Drucksache 679/1/17)

Punkt 16

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Änderung der
Richtlinie 2014/65/EU über Märkte für Finanz-
instrumente und der Richtlinie 2009/138/EG be-
treffend die Aufnahme und Ausübung der Ver-
sicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit
(Solvabilität II)
COM(2017) 537 final; Ratsdok. 12422/17
(Drucksache 698/17, zu Drucksache 698/17,
Drucksache 698/1/17)

Punkt 18

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen
Parlaments  und  des  Rates  mit  Vorschriften  für
die Wahrnehmung von Urheberrechten und ver-
wandten Schutzrechten in Bezug auf bestimmte
Online-Übertragungen von Rundfunkveranstal-
tern und die Weiterverbreitung von Fernseh- und
Hörfunkprogrammen
COM(2016) 594 final; Ratsdok. 12258/16
(Drucksache 566/16, zu Drucksache 566/16,
Drucksache 728/17)

III.

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen
zu beschließen:

Punkt 23

Benennung von Beauftragten des Bundesrates in
Beratungsgremien der Europäischen Union für
die Expertengruppen „Integrität“ sowie „Quali-
fikation und Entwicklung der Humanressourcen
im Sport“ der Kommission im Rahmen des Ar-
beitsplans der EU für den Sport 2017 bis 2020
(Drucksache 711/17, Drucksache 711/1/17)

Punkt 24

Benennung von Beauftragten des Bundesrates in
Beratungsgremien der Europäischen Union für
die Koordinierungsgruppe „Medizinprodukte“
der Kommission (Drucksache 712/17, Drucksache
712/1/17)
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Punkt 28

Neubenennung von Beauftragten des Bundesra-
tes in Beratungsgremien der Europäischen Union
(Drucksache 600/17 [neu])

Punkt 29

Benennung von Vertreterinnen und Vertretern
und Stellvertreterinnen und Stellvertretern des
Bundesrates im Mittelstandsrat der Kreditanstalt
für Wiederaufbau (Drucksache 741/17)

Punkt 30

Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für
den Eisenbahninfrastrukturbeirat (Drucksache
758/17)

IV.

Zu dem Verfahren, das in der zitierten Drucksa-
che bezeichnet ist, von einer Äußerung und einem
Beitritt abzusehen:

Punkt 25

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
(Drucksache 714/17)

Anlage 2 – zu TOP 4 

Erklärung

von Minister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner
(Nordrhein-Westfalen)

zu Punkt 4 der Tagesordnung

Die Enthaltung des Landes Nordrhein-Westfalen
basiert darauf, dass der Antrag nicht eindeutig klärt,
wer die Kosten trägt, und der verwendete Begriff
„einkommensschwache“ Frauen gesetzlich nicht de-
finiert und auslegungsbedürftig ist.

Die gesetzlichen Krankenkassen scheiden als Kos-
tenträger aus, weil im beitragsfinanzierten GKV-Sys-
tem das Prinzip, dass Leistungen nach Bedürftigkeit
bestimmter Personenkreise gewährt werden, nicht
vorgesehen ist. Ein Leistungsanspruch nach Bedürf-
tigkeit wäre systemfremd und sollte auch nicht ein-
geführt werden.

Deshalb ist es sachgerecht, dass das SGB II eine
solche vom Bund zu tragende Sozialleistung künftig
vorsieht und die Jobcenter mit dieser Aufgabe zu be-
trauen, da nur sie über die notwendigen Daten und
Strukturen verfügen.

Für Leistungsbeziehende der Sozialhilfe ist eine
entsprechende Regelung im SGB XII vorzusehen. Da-

bei ist sicherzustellen, dass diese Leistung analog zur
Regelung im SGB II vom Bund zu tragen ist.

Anlage 3 – zu TOP 32 

Erklärung

von Staatssekretär Jürgen Lennartz
(Saarland)

zu Punkt 32 der Tagesordnung

Wie in allen deutschen Ländern wird auch im Saar-
land seit etwa zwei Jahren über die Neuzulassung
des Wirkstoffs Glyphosat diskutiert. In diesem Zu-
sammenhang hat die Saarländische Landesregierung
Einzelgespräche mit dem Handel, Landwirten und
anderen Anwendern, Umweltverbänden und auch
auf politischer Ebene geführt.

Uns ist bewusst, dass an der einen oder anderen
Stelle die verständliche Angst der Menschen einsei-
tig genutzt wurde, um eine nicht immer nur sachliche
Diskussion zu dem Thema zu führen. Aus Vorsorge-
gesichtspunkten haben wir im Saarland bereits auf
Basis der freiwilligen Selbstverpflichtung und durch
restriktive Ausnahmeregelungen gehandelt, alles mit
dem Ziel, den Einsatz von Glyphosat und anderen
Pflanzenschutzmitteln auf ein absolutes Minimum zu
reduzieren. Dabei steht für uns der Schutz der Biodi-
versität an vorderster Stelle.

Unser Ziel ist es, den Einsatz von Glyphosat in der
Landwirtschaft auf das zwingend notwendige Maß zu
beschränken. Darum gilt es, die geltenden Regelun-
gen hinsichtlich Einsatzmenge, Einsatzhäufigkeit,
Einsatzzeitpunkt und Ausbringungsfläche fortlaufend
zu überprüfen.

Mit unserer vorliegenden Initiative streben wir ins-
besondere ein Verbot von Pflanzenschutzmitteln mit
dem Wirkstoff Glyphosat im Haus- und Kleingarten-
bereich an, da wir hier ein erhebliches Risiko der fal-
schen, gesundheits- und umweltgefährdenden An-
wendung solcher Präparate sehen.

In der saarländischen Landwirtschaft ist die An-
wendung von Glyphosat kurz vor der Ernte bereits
jetzt die absolute Ausnahme. Glyphosat ist in der Vor-
erntebehandlung entbehrlich und nicht notwendig,
wenn die gute landwirtschaftliche Praxis eingehalten
wird. Präventiv kann über andere pflanzenbauliche
Maßnahmen das Risiko einer Spät-Verunkrautung
verringert werden.

Da insbesondere auf öffentlichen Verkehrsflächen
sowie auf Flächen öffentlicher Einrichtungen (z. B. Kin-
dertagesstätten, Grünanlagen, Friedhöfe) der Schutz
von Mensch und Tier sowie der Schutz der Natur im-
mer im Vordergrund stehen müssen, sollten für solche
Flächen generell keine Ausnahmen für den Einsatz
glyphosathaltiger Pflanzenschutzmittel genehmigt
werden.



Bundesrat – 963. Sitzung – 15. Dezember 2017 487*

D)(B)

C)(A)
(

(
Anlage 4 – zu TOP 27 

Erklärung

von Staatsminister Dr. Fritz Jaeckel
(Sachsen)

zu Punkt 27 der Tagesordnung

Die Aufarbeitung und die Wiedergutmachung des
staatlich verübten Unrechts in der ehemaligen DDR
sind zur Gestaltung der inneren Einheit unseres Lan-
des von erheblicher Bedeutung. Es darf daher auch
über 25 Jahre nach dem Ende der DDR keinen
Schlussstrich unter die Auseinandersetzung mit der
kommunistischen Diktatur geben. Zwar wurde auf
diesem Gebiet bereits viel erreicht, es besteht aber
noch immer Handlungsbedarf.

Der Entschließungsantrag greift daher das drän-
gende Thema der Rehabilitation von Verfolgten des
DDR-Regimes auf. Am 31. Dezember 2019 wird die
Frist für die Antragstellung in den verschiedenen
SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen – Strafrechtli-
ches Rehabilitierungsgesetz, Verwaltungsrechtliches
Rehabilitierungsgesetz und in weiten Teilen auch Be-
rufliches Rehabilitierungsgesetz – auslaufen. Nach
der jetzigen Gesetzeslage könnten anschließend
keine Anträge auf Rehabilitierung mehr gestellt wer-
den.

Die zuständigen Stellen verzeichnen aber auch ge-
genwärtig noch nennenswerte Antragseingänge. Die
vergangenen Jahre haben gezeigt, dass es oft erst die
Klärung von Rentenzeiten ist, die die Verfolgten wie-
der mit dem erlittenen Unrecht konfrontiert und sich
mit Fragen der Rehabilitierung und ihnen möglicher-
weise zustehenden Leistungen beschäftigen lässt. Es
ist daher auch über den genannten Zeitpunkt hinaus
noch mit begründeten Rehabilitierungsanträgen zu
rechnen.

Die Aufhebung der Antragsfristen ist deshalb zwin-
gend geboten. Sie ist auch gegenüber einer noch-
maligen bloßen Verlängerung der Antragsfristen vor-
zugswürdig. Dem Anspruch der Betroffenen auf
materielle Gerechtigkeit und auf einen Ausgleich
staatlich verschuldeten Unrechts sollte der Vorrang
gegenüber dem Bedürfnis der Verwaltungen und der
Länder nach Planungssicherheit eingeräumt werden.

Aus diesen Erwägungen heraus unterstützt der
Freistaat Sachsen den Entschließungsantrag, wirbt
aber gleichzeitig für dessen Erweiterung im folgen-
den Ausschussverfahren. Es laufen nämlich nicht nur
die bereits genannten Fristen aus. Auch die Unterla-
gen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen
DDR dürfen nach 2019 nicht mehr zur Überprüfung
von Personen verwendet werden. Mit Ablauf des
Jahres 2020 wird es zur Vernichtung der gespeicher-
ten Eintragungen und Eintragungsunterlagen aus
dem Strafregister der ehemaligen DDR kommen.

Das Interesse an der Aufklärung von Stasi-Verstri-
ckungen wichtiger Funktionsträger ist aber nach wie
vor ungebrochen und wird andauern. Bis heute ha-
ben zahlreiche Menschen an den Folgen von Repres-
sionen des Staatssicherheitsdienstes zu leiden.

Um das notwendige Vertrauen in öffentliche Insti-
tutionen und politische Gremien zu stärken, ist größt-
mögliche Transparenz erforderlich. Dazu muss die
Überprüfung der in diesem Bereich tätigen Personen
weiterhin möglich sein. Dies gebietet auch der Re-
spekt vor den Opfern staatlichen Unrechts in der
DDR.

Daher wird sich der Freistaat Sachsen dafür einset-
zen, dass im weiteren Verfahren zusätzlich zu der
Entfristung der Unrechtsbereinigungsgesetze auch
die Überprüfungsmöglichkeiten nach dem Stasi-
Unterlagengesetz unbefristet erhalten bleiben.

Folgerichtig müssen dann aber auch die Eintragun-
gen aus dem ehemaligen Strafregister der DDR erhalten
bleiben. Denn nur so kann die Durchführung der Über-
prüfungsverfahren sichergestellt werden. Damit wird
nämlich gewährleistet, dass auch weiterhin zu Gunsten
der Betroffenen auf die Informationen aus dem Straf-
register der ehemaligen DDR zurückgegriffen werden
kann.

Anlage 5 – zu TOP 7 a) 

Erklärung

von Minister Stefan Ludwig
(Brandenburg)

zu Punkt 7 a) der Tagesordnung

Im Juni dieses Jahres hat Kommissar Oettinger
Überlegungen vorgelegt, die die Zukunft der EU-Fi-
nanzen im Rahmen des Dialogprozesses zur Zukunft
der EU betreffen.

Bei der Frage des zukünftigen europäischen Haus-
halts bzw. des Mittelfristigen Finanzrahmens geht es
um die zentrale Frage, wie wir mit der EU in den
nächsten Jahren umgehen und wie wir gemeinsam
mit den EU-Institutionen unsere gemeinsame Zu-
kunft gestalten.

Viele Fragen sind ungelöst angesichts des bevorste-
henden Ausscheidens des Vereinigten Königreichs
und seiner Auswirkung auf die finanzielle Ausstat-
tung der EU, angesichts der zunehmenden Heraus-
forderungen in unserer globalen Welt, die wir nur in
einem gemeinsamen Europa bestehen können, an-
gesichts der immer noch bestehenden Herausforde-
rungen, die Euro-Zone so abzusichern, dass sie den
nächsten asymmetrischen Schock besser als vor zehn
Jahren bewältigt, und angesichts der offensichtlichen
Bildung von Fraktionen innerhalb der EU-Mitglied-
schaft, die die EU hindern, in einigen Fragen mit ei-
ner Stimme zu sprechen.

Eines ist klar, bevor wir über Inhalte sprechen: Wir
müssen unser Vokabular ändern. Wir dürfen nicht
von der Belastung nationaler Haushalte sprechen,
wenn wir Zuwendungen zum EU-Haushalt meinen.
Es geht um eine sinnvolle Arbeitsteilung zwischen
der nationalen und der EU-Ebene. Wir wollen mit an-
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deren Mitgliedstaaten gemeinsam Probleme lösen,
die wir nicht mehr im Stande sind, selbst zu lösen.

Die Tätigkeit der EU-Institutionen muss aber nach
dem Entscheidungsprozess, um welche Arbeitsge-
biete sich die EU-Ebene in Zukunft kümmern soll,
von der Bevölkerung als positiver Beitrag zur euro-
päischen Integration, zum friedlichen Zusammenle-
ben und zu Wachstum und Beschäftigung in Europa
empfunden werden. Wir sollten verstärkt dazu beitra-
gen, diese Werte mit unseren Debatten und Verab-
schiedungen von Entschließungen zu befördern. Es
kann nicht sein, dass wir alle das Gefühl haben, es
müsste sich in der europäischen Zusammenarbeit in
der Europäischen Union etwas ändern, und dennoch
werden die umfassenden, zukunftsweisenden Vor-
schläge des französischen Präsidenten Macron sofort
von deutscher Seite, wie es die Bundesregierung vor
nicht allzu langer Zeit getan hat, ins politische Ab-
seits gestellt. Auch wenn es Zweifel unter den EU-
Mitgliedsländern gibt: Wir brauchen nicht weniger
Europa, sondern mehr Europa.

Deshalb darf der Finanzrahmen des EU-Haushaltes
nicht wieder, wie vor Beginn der jetzigen Finanz-
periode geschehen, mit großem Brimborium zusam-
mengekürzt werden, wie es auch auf Druck der deut-
schen Seite mit dem letzten EU-Kommissions-Entwurf
geschah. Damals überschritt der EU-Kommissions-
vorschlag die 1-Prozent-Grenze nur um rund 0,1 Pro-
zent. Die Gesamtobergrenze des Mehrjährigen Fi-
nanzrahmens der EU von 1 Prozent des kumulierten
EU-BNE, die bisher als Maßstab für den EU-Haushalt
galt, ist für uns nicht sakrosankt.

Wir sollten auch aufhören, so zu tun, als würden die
Beiträge der Nettozahlerländer zum EU-Haushalt ei-
nem Transfermechanismus an die Nettoempfänger
gleichkommen. Die Beiträge der Mitgliedstaaten zum
EU-Haushalt sind lohnende Investitionen in Frieden
und Wohlstand in der ganzen EU. Damit meine ich
nicht nur, dass vergleichbare Lebensverhältnisse eine
wichtige Voraussetzung für langfristige politische
Stabilität sind. Ich möchte vielmehr Kommissar Oet-
tinger recht geben, wenn er immer wieder hervor-
hebt, dass gerade Deutschland mit seiner starken Ex-
portorientierung einer der großen Profiteure der aus
der Kohäsionspolitik finanzierten Investitionen in we-
niger entwickelten Regionen und Mitgliedstaaten ist.
Die klassische Nettozahlerrhetorik kann solchen tat-
sächlichen Wirkzusammenhängen in einem gemein-
samen Binnenmarkt bei Weitem nicht gerecht wer-
den.

Die 1-Prozent-Obergrenze könnte schon wegen
des künftigen Ausfalls der britischen Nettozahlungen
nicht mehr gelten, wenn man will, dass die EU wei-
terhin ihre traditionellen Aufgaben effektiv erfüllt.
Angesichts der neuen Herausforderungen und Auf-
gaben, denen sich die EU gegenübersieht, verschärft
sich die Situation aber noch weiter. Und wir können
nicht wollen, dass diese wichtigen neuen Aufgaben
nur auf Kosten der weiterhin wichtigen „alten“ Auf-
gaben und Bedarfe finanzierbar werden. So würde
zum Beispiel die Beschränkung der Kohäsionspolitik
auf die weniger entwickelten Regionen in Europa de-

ren großen europäischen Mehrwert erheblich schmä-
lern: Die Kohäsionspolitik mit ihren Projekten macht
europäische Ziele und Prioritäten in allen Regionen
vor Ort erlebbar und sichtbar. Das ist ein Pfund für
die europäische Integration, welches wir gerade in
Zeiten, in welchen EU-Skeptizismus und Nationa-
lismus Hochkonjunktur haben, nicht leichtsinnig ver-
spielen sollten. Schließlich ist es für mich auch
unzweifelhaft, dass ein EU-Haushalt in Höhe von
1 Prozent des EU-BNE viel zu klein ist und nicht in
der Lage sein wird, zu einer Stabilisierung der Euro-
Zone, die sicherlich in der Zukunft wieder notwendig
werden wird, beizutragen.

Wir haben in Europa noch viel zu tun, ein solides ge-
meinsames Haus zu bauen. Wir nehmen dankbar die
vier Grundfreiheiten an, müssen aber auch die Konse-
quenzen daraus akzeptieren. Es gibt Komponenten,
denen wir mehr Aufmerksamkeit schenken müssen.
Das sind zum Beispiel die Arbeitnehmermobilität und
eine gemeinsame Sozialpolitik. Sie sind in Zukunft
verstärkt notwendig, erfordern jedoch eine Harmoni-
sierung der Sozialversicherungssysteme, auch wenn
dieser Bereich weitgehend nationale Zuständigkeit
ist.

Was jetzt nötig ist, um einen solchen, größeren EU-
Haushalt abzusichern, ist eine Diskussion um höhere
EU-Einnahmen. Ich bin Herrn Außenminister Gabriel
dankbar dafür, dass er sich in einem kürzlich geführ-
ten Zeitungsinterview ausdrücklich sowohl für eine
Erhöhung der nationalen Mitgliedsbeiträge als auch
für zusätzliche Eigenmittel der EU ausgesprochen
hat. Die Vorschläge von Herrn Oettinger zu eigenen
EU-Steuern liegen auf dem Tisch. Auch wenn es et-
was dauern wird, der EU eigene Einnahmequellen zu
verschaffen, wäre dies ein weiterer wichtiger Schritt
zur europäischen Integration, den wir dringend be-
nötigen.

Anlage 6 – zu TOP 7 a) 

Erklärung

von Ministerin Anja Siegesmund
(Thüringen)

zu Punkt 7 a) der Tagesordnung

Der aktuelle EU-Haushalt 2014 bis 2020 umfasst
über 1 Billion Euro. Nun ist in etwa Halbzeit, eine
passende Zeit, um erste Bewertungen der aktuellen
Förderperiode vorzunehmen und eine Debatte für die
Zeit nach 2021 anzustoßen. Daher begrüße ich das
Reflexionspapier der Kommission über die Zukunft
der EU-Finanzen, stellt es doch eine gute Basis für
zukünftige Diskussionen dar.

Das Reflexionspapier thematisiert die wichtigsten
Politikfelder der EU und zeigt verschiedene Szena-
rien im Hinblick auf die Höhe des zukünftigen EU-
Haushaltes, seine Struktur und Änderungen in der
Schwerpunktsetzung auf. Zu begrüßen ist vor allem,
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dass der Grundsatz „öffentliches Geld für öffentliche
Güter“ gestärkt werden soll.

Leider erreichen die Themenfelder Naturschutz
und EU-Naturschutzfinanzierung nicht den Stellen-
wert, um explizit erwähnt zu werden. Es ist aber da-
von auszugehen, dass – auch unter dem Begriff
Nachhaltigkeit – der Erhalt der biologischen Vielfalt
ein allgemein akzeptiertes Ziel ist. Im Fokus steht
hier, den massiven Rückgang der Artenvielfalt zu
stoppen und die gefährdeten, für den Natur-Kultur-
landschaftsschutz bedeutsamen Lebensraumtypen in
einen angemessenen Erhaltungszustand zu bringen.

Ein wichtiger Baustein dafür ist die konsequente
Umsetzung der beiden EU-Naturschutzrichtlinien,
die die Basis für das Europäische Schutzgebietsnetz
Natura 2000 darstellen: der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie (FFH-Richtlinie) und der EG-Vogelschutz-
richtlinie.

Die aktuelle Situation bei den Natura-2000-Schutz-
zielen in Deutschland ist – abgesehen vom alpinen
Raum – ernüchternd: Nur etwa ein Fünftel der rele-
vanten Lebensraumtypen und Arten ist in einem
„günstigen“, d. h. ungefährdeten Erhaltungszustand,
der Zustand von vier Fünfteln ist demnach „ungüns-
tig“!

Bei Betrachtung anderer Naturschutzindikatoren
sieht es nicht viel besser aus. So zeigt der Popula-
tionstrend der Feldvögel stetig nach unten. Ehema-
lige Allerweltsvögel wie Kiebitz und Rebhuhn sind
mittlerweile in weiten Regionen Deutschlands zu Ra-
ritäten geworden.

Aktuell in den Medien präsent ist das Insektenster-
ben, das inzwischen dramatische Ausmaße ange-
nommen hat.

Ich will nicht weiter ins Detail gehen. Ich möchte
mit diesen Beispielen aber aufzeigen, dass ein sehr
großer Handlungsbedarf besteht. Um hier voranzu-
kommen, bedarf es also deutlich mehr Anstrengun-
gen und konkreter Maßnahmen.

Mittlerweile liegt für Deutschland eine Kosten-
schätzung für die Umsetzung der beiden genannten
EU-Naturschutzrichtlinien vor. So hat eine Experten-
gruppe der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Natur-
schutz, Landschaftspflege und Erholung (kurz: LANA)
den geschätzten jährlichen Finanzbedarf für das
Schutzgebietsnetz Natura 2000 mit rund 1,4 Milliar-
den Euro pro Jahr angegeben. Dabei ist die Finanzie-
rung nicht nur Sache von Bund und Ländern. Nach
der FFH-Richtlinie beteiligt sich die EU bei der Na-
tura-2000-Finanzierung.

Die aktuellen Ausgaben für den Naturschutz hinken
dem Bedarf weit hinterher. Zu diesem Schluss kommt
übrigens auch ein kürzlich von der EU-Kommission
vorgelegter Aktionsplan zur besseren Implementie-
rung der Natura-2000-Ziele. Aktuelle Schätzungen
gehen davon aus, dass für substanzielle Fortschritte
die finanziellen Anstrengungen in Deutschland mehr
als verdoppelt werden müssen. Hier ist also mehr
Engagement vonnöten, auch von Seiten der EU.

Ich persönlich meine, wir können dieses Ziel deut-
lich besser erreichen, wenn die Naturschutzfinanzie-
rung in der zukünftigen EU-Förderperiode ab 2021
besser verankert wird. Dazu sollten wir die aktuelle
Diskussion über die Zukunft der EU-Finanzen im
Sinne des Naturschutzes nutzen.

Anlage 7 – zu TOP 20 

Erklärung

von Staatsminister Dr. Volker Wissing
(Rheinland-Pfalz)

zu Punkt 20 der Tagesordnung

Die Rheinland-Pfälzische Landesregierung stellt
fest, dass der Entwurf für die Beitragssatzverord-
nung 2018 den gesetzlichen Vorgaben für die Fest-
setzung des Beitragssatzes zur gesetzlichen Renten-
versicherung für das Jahr 2018 folgt. Politischer
Handlungsspielraum für eine hiervon abweichende
Festsetzung des Beitragssatzes besteht im Rahmen
der Beitragssatzverordnung 2018 insoweit nicht.

Die Rheinland-Pfälzische Landesregierung unter-
streicht dennoch, dass aus ihrer Sicht die Notwendig-
keit für Reformmaßnahmen im Bereich der gesetz-
lichen Rentenversicherung besteht, die auch die
Nachhaltigkeitsrücklage und damit die gesetzlichen
Regelungen zur Festlegung des Beitragssatzes be-
treffen können.

Nach geltendem Rentenrecht ist davon auszugehen,
dass der Beitragssatz infolge demografischer Ent-
wicklungen mittelfristig deutlich ansteigen und sich
gleichzeitig das Leistungsniveau der gesetzlichen
Rentenversicherung verringern wird. Das Ziel einer
Reform muss darin bestehen, mittel- und langfristig
ein angemessenes gutes Leistungsniveau der gesetz-
lichen Rentenversicherung zu sichern und gleichzei-
tig eine Überforderung der Beitragszahlerinnen und
Beitragszahler zu verhindern.

Die nächste Bundesregierung wird gebeten, hierzu
konkrete Vorschläge vorzulegen.

Anlage 8 – zu TOP 20 

Erklärung

von Minister Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff
(Thüringen)

zu Punkt 20 der Tagesordnung

Die Verordnung zur Bestimmung der Beitragssätze
in der gesetzlichen Rentenversicherung für das Jahr
2018, über die es heute abzustimmen gilt, ist für die
derzeitige kurzsichtige Rentenpolitik beispielhaft.
Aufgrund der guten Konjunkturlage war es absehbar,
dass sich die Einnahmensituation der gesetzlichen
Rentenversicherung verbessern und die Höchstnach-
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 (
haltigkeitsrücklage überschritten wird. Deshalb wäre
eine rechtzeitige Anpassung der gesetzlichen Grund-
lagen dieser Obergrenze, aber auch der Untergrenze
der weitaus bessere Weg gewesen.

Aber auch ohne die aktuelle Lage halte ich es für
notwendig, diese Grenzen künftig so zu gestalten,
dass zum einen eine längerfristige Beitragssatzstabi-
lität gewährleistet und zum anderen eine Anhebung
des Rentenniveaus nicht von vorneherein ausge-
schlossen ist. So aber bleibt nichts anderes übrig, als
dieser Verordnung, da sie ja den gesetzlichen Be-
stimmungen entspricht, zuzustimmen.

Die marginale Entlastung der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, die damit einhergeht, ist wenig
bemerkenswert.

Allerdings wird diese Beitragssatzänderung bei Ar-
beitgebern und der Verwaltung der Rentenversiche-
rungsträger zu unnötigen Mehrkosten führen.

Vor drei Jahren hat der Bundesrat zur Beitragssatz-
verordnung 2015 schon einmal seine Position deut-
lich gemacht. Ich möchte die Gelegenheit nutzen und
die Bundesregierung bitten, nicht erneut drei Jahre
ungenutzt ins Land gehen zu lassen, sondern zügig
die notwendigen gesetzlichen Anpassungen anzuge-
hen. Die heute zur Abstimmung stehende Entschlie-
ßung skizziert hierzu erste notwendige Schritte.

Ich bitte Sie daher, der vom Ausschuss für Arbeit,
Integration und Sozialpolitik empfohlenen Entschlie-
ßung zuzustimmen.
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